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Einleitung. 



An der Pforte der deutschen Stadtgeschichtsforschung steht 
die civitas Köln. Von ihr sind K. Fr. Eichhorns Unter- 
suchungen über den Ursprung der städtischen Verfassung in 
Deutschland ausgegangen. Mit ihr hat sich abfinden müssen, 
wen immer Neigung oder Zufall an die hypothesenreiche Ge- 
schichte des mittelalterlichen Städtewesens herangeführt hat. 
Und an ihr nicht zum wenigsten sind die meisten jener Hypo- 
thesen emporgerankt, die dichtem Domgestrüpp gleich ein 
Zauberschloss zu verbergen scheinen. Sehr begreiflich. Königs- 
stadt und kirchliche Metropole schon in fränkischer Zeit, hat 
Köln das ganze Mittelalter hindurch als Brennpunkt politischen, 
kommerziellen, kulturellen und religiösen Lebens, als Ort 
dichtester Bevölkerung am ganzen Niederrhein, ja in ganz 
Deutschland, als „die Grossstadt" des Eeiches schlechthin, 
seine Bedeutung aus der Römerzeit bewahrt. Bis zum Er- 
müden oft ist darauf hingewiesen worden, dass die reiche 
Gliederung und eigentümliche freie Gestaltung der Kölner 
Stadtverfassung das Ideal der deutschen Bürgerschaften im 
Mittelalter gewesen sei, ebenso wie die Verfassung der Städte 
Hollands in der Neuzeit. 

Aber das ist gerade die brennende Frage: woher nicht 
nur die kommerziell -wirtschaftliche — woher vor Allem die 
politisch-rechtliche Autonomie der Stadt? 

Man muss die Geschichte der deutschen Stadtgeschichts- 
forschung schreiben, um diese Frage zu verstehen, die schier 
ein Jahrhundert hindurch Hypothese zu Hypothese über den 
Ursprung des deutschen Städtewesens und der deutschen Stadt- 
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Verfassung gehäuft hat. Denn das ist der Grundgedanke, den 
zuerst Eichhorns „Deutsche Staats- und Eechtsgeschichte" 
(I. G'öttingen 1808, S. 482 ff., 485 Note g) in der Wissen- 
schaft eingebürgert hat: dass die römische Colonia wie alle 
anderen Römerstädte bei der fränkischen Eroberung infolge 
der von Tacitus bezeugten Abneigung der Germanen gegen 
städtisches Leben zu einem einfachen ländlichen Gauort de- 
gradiert worden, als Dorf im Gauverbande aufgegangen sei. 
Könnte es anders sein, da doch nach Köln ein besonderer Gau 
genannt worden ist, wie zahlreiche Gaue in Gallien und am 
Ehein nach ihren civitates? .... Wir überschlagen einige 
Jahrhunderte und „wie ein Geheimnis" tauchen plötzlich die 
deutschen Städte, voran Köln, „aus dem Dunkel des ersten 
Mittelalters wieder als Träger einer neuen Civilisation empor," *) 
in königlicher Freiheit gegenüber dem Gauverband, stark wie 
Pallas und schön wie Aphrodite. 

Was und wer hat die wunderbare Erscheinung dieser 
Exemtion veranlasst? Diese Frage ist Kern und Stern der 
ganzen Forschung und alle grossen und kleinen Theorieen sind 
nichts als Versuche, sie zu beantworten. 

Es scheint mir, dass diese Versuche sich nachgerade er- 
schöpft haben. Man erkennt das, wenn man einmal der müh- 
samen Arbeit sich unterzieht, die Theorieen über den Ursprung 
und die frühmittelalterliche Verfassung auch nur einer einzigen 
bedeutenden Eömerstadt, im vorliegenden Falle Kölns, in ihrer 
zeitlichen und inneren Aufeinanderfolge darzustellen. Juristisch 
konstruierte Systeme hat uns die Exemtionstheorie (ich will so 
alle auf Eichhorns Fundamentalsatz beruhenden Hypothesen 
zusammenfassen) wohl beschert, aber keine Geschichte. Und 
was das Sonderbare ist: Köln steht im Vordergrunde der ge- 
samten Stadtgeschichtsforschung und hat die meisten Bausteine 
zu jenen Konstruktionen geliefert — aber gerade Köln mit 
seinen Verfassungseinrichtungen geht in keinem der Systeme 
restlos auf. 

Seitdem Hegel mit der älteren Vorstellung von einer 
Fortdauer römischer Eechtselemente in Köln gebrochen und 



J. G. Kuntze, Die deutschen Städtegründungen oder Eömerstädte 
und deutsche Städte im Mittelalter. Leipzig 1891, S. 1. 
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einer vollständigen Umwälzung aller Verhältnisse beim Über- 
gang von der römischen zur fränkischen Zeit das "Wort geredet 
hat, 1) giebt es nach der Exemtionstheorie keine stetige Fort- 
entwickelung der Kölner Verfassung mehr. Ein revolutionäres 
Element war es, das schliesslich die Autonomie der civitas, 
ihre Erhebung zur Stadt im Eechtssinne, durchsetzte, und wir 
haben Ursache anzunehmen, dass auch nachgehends, vor dem 
Auftreten eigentlich städtischer Urkunden, die dortigen Ver- 
hältnisse „schon frühzeitig gewaltsam umgeformt worden" 
sind. 2) 

Moderne Vorstellungen werden damit in das mittelalter- 
liche Eechtsleben hineingetragen: Vorstellungen, die weder 
irgendwie beglaubigt sind noch auch nur die "Wahrscheinlichkeit 
für sich haben. 

Sagen wir es frei heraus: die Exemtionstheorie ist auf 
der ganzen Linie unhistorisch. Sie ist es vor Allem, weil sie 
auf einer Voraussetzung beruht, deren Richtigkeit sie nicht 
geprüft, sondern in unkritisch-dogmatischer Befangenheit auf 
Treu und Glauben übernommen hat. 

Wenn das deutsche Städtewesen sich in einem so starken 
Gegensatz zu den Gauen entwickelt hat, wie es thatsächlich 
der Fall ist: wäre es da nicht die erste Pflicht der Rechts- 
und Verfassungshistoriker gewesen, dem Verhältnis der civitates 
zu den nach ihnen benannten Gauen nachzuspüren? 

Mit ihren eigenen Mitteln und Urkunden hat sich das 
Geheimnis der deutschen Stadt nicht zu enthüllen vermocht. 
Nun wohl, so versuchen wir es, ihm von aussen her bei- 
zukommen. 

Der herkömmliche Weg zur Lösung verfassungsgeschicht- 
licher Fragen ist die historische Geographie freilich nicht. 
Auch der angenehmste Weg ist es nicht, auf dem man eng 
an der Hand der Urkunden geduldig Schritt vor Schritt setzen 
muss: alten Theorieen, die wie Irrlichter vor dem Wanderer 
einhertanzen, hier nicht minder ausgesetzt wie in der Ver- 
fassungsgeschichte. Aber gerade in der Vernachlässigung der 



*) Geschichte der Städteverfassung von Italien, ü. Leipzig 1847, 
S. 379 ff. 

«) Philipp i, Hansische Geschichtshlätter XXV (1897) S. 278. 

1* 
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historischen Geographie liegt offenbar der Kernfehler der bis- 
herigen deutschen Stadtgeschichtsforschung. 

Es giebt kein typischeres Beispiel hierfür als die civitas 
Köln und den nach ihr benannten Kölngau. Indem ich das 
Verhältnis zunächst dieser beiden Faktoren in der an- 
gedeuteten Weise untersuche, wird es sich zeigen, wie ver- 
wickelt und hypothetisch Alles dort scheint, wie einfach und 
klar Alles ist. 



Die Hypothesen über den Kölngau und die älteste 

Verfassung der civitas Köln. 



I. Der Eölngau und die Dekanatsgrenzentheorie. 

Der Erste, der den Kolngau in einer für die ganze Folge- 
zeit geradezu verhängnisvollen Weise in die deutsche Forschung 
eingeführt hat, ist Chr. J. Kremer mit seiner 1778 erschienenen 
Abhandlung über „die ripuarische Provinz und die in derselben 
gelegene fünf grafechaften". *) 

Eine authentische Quelle über die ripuarischen Gau- 
verhältnisse bieten uns die Eeichsteilungsrezesse von 837 und 
870. Nach jenem wies Ludwig der Fromme seinem Sohne 
Karl dem Kahlen zu -.2) 

„Maximam Belgarum partem, id est a mari per fines 
SoiXoniae usque ad fines Ribtuiriorum: totam Frisiam et per 
Ribuariorum comitatus Moilla^ Batua,^) Hamelant, Mosagao.^ 

Im Jahre 870 aber erhielt Ludwig der D.:*) 

„Coloniam, Treveris, Utrech, Stratshurch, Basulam^, eine 
Reihe von Abteien im Mosel- und Maasgebiet, den „comitatum 



*) Abgedruckt in den Acta acad. Theod.-Palat. T. IV. Pars histor. 
1778, S. 178—189. 

») Ann. Prud. Trec. (Ann. Bertin.) z. J. 837 (MG. SS. I, S. 431) und 
Nithard. bist. I, c. 6 (Oktavausgabe 1870, S. 8); Dömmler, Ostfränkiscbes 
Beich I ', 1887, S. 124, Note 6 schliesst auf die Übertragongsnrkunde selbst 
als gemeinsame Vorlage. 

') Valesius: Hattuarias; cf. v. Ledebnr, Das Land und Volk der 
Brukterer, 1827, S. 74; ebenso Nithard a. a. 0. 

*) Ann. Hincm. Rem. z. J. 870 (MG. SS. I, S. 488), jetzt auch MG. LL. 
sect. n, Cap. n, S. 193 ff. 
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Testebant, Batua, Hattuarias, Masau (rechts der Maas), Liugas 
(rechts der Maas), districtum Äquense, distridum Trectis, in 
Ribtiarias comitatus V, Megenensium, Bedagowa .... Basal- 
chowa, in Elisatio comitatus 11^ u. s. w. 

Die Frage dreht sich um die fünf ripuarischen Graf- 
schaften. Die Anordnung der Gaue ist geographisch von N. 
nach S.; Maifeld und Bedgau gehören bereits zum Moselgebiet. 
Für Ripuarien bleiben also nach Krem er nur übrig Eifel-, 
Ahr-, Zülpich-, Jülich- und endlich der in der Mitte gelegene 
Kölngau. Sie alle seien in gleichzeitigen Urkunden auch als 
Grafschaften nachweisbar. Wegen ihrer Grenzen und Lage 
im Einzelnen verwies Kremer an „die in der Geographie der 
mittleren Zeiten so fruchtbare Lehre von der Übereinkunft 
der geistlichen Einteilung der Diözesen in Archidiakonate und 
Dekanate mit den alten Gauen". Hiernach müsse der Köln- 
gau die Ämter Grevenbroich, Jüchen, Caster, Bergheim und 
Norvenich umfasst haben. Der nördlich anstossende Nieven- 
heimer Gau sei dagegen nicht mehr ripuarisch gewesen, i) 

Auf Krem er s Untersuchungen hat die Gaugeographie 
dieses Jahrhunderts in doppelter Richtung weiter gebaut. 

1. Dem Hinweis auf die Übereinstimmung der Dekanats- 
und Gaugrenzen glaubten Bi uteri m und Mooren eine 
urkundlich gesicherte Grundlage durch ein von ihnen ge- 
fundenes und herausgegebenes kirchliches Gültenregister vom 
Jahre 1316, des „Liber valoris (censuum, decimarum)" der 
Kölner Diözese, geben zu können. 2) Ihre Auffassung von der 
Gauverfassung Ripuariens, des Kölngaus und Kölns lässt sich 
in drei Sätze zusammenfassen, die im Grossen und Ganzen bis 
heute in Geltung geblieben sind. 1. Köln war in fränkischer 
Zeit nur der Hauptort eines Komitats, der Sitz eines im 
9. Jahrhundert wiederholt genannten Grafen als Hochgerichts- 



*) a. a. 0. S. 187 ff. ; die citierte Stelle S. 188. — Die zeitlich folgende 
Abhandlung des Benediktiners F. Gramer, De veterum Eipuariorum et 
praecipue eorum Metropolis Coloniae statu ciyili et ecclesiastico, Bonn 1784, 
war mir nicht zugänglich. 

'') A. J. Binterim u. J.H.Mooren, Die alte und neue Erzdiözese 
Köln in Dekanate eingetheilt. 4 Bde. Mainz 1828. I. (Mit Dekanats- und 
Pfarreienkarte); Beschreibung des L. v. S. XVIIf.j Neubearbeitung von 
A.Mooren. 2 Bde. Düsseldorf 1892/93. 



herrn, dessen Bezirk nach N. vielleicht sogar Neuss und 
Krefeld umfassteJ) 2. Der Kölngau war identisch einer- 
seits mit dem Eipuariergau im engeren Sinne, andererseits, 
wenigstens aller Wahrscheinlichkeit nach, mit dem 962 ur- 
kundlich und mit mehreren seiner Orte genannten Gil- oder 
Gildgau und bildete eine der fünf Grafechaften Eipuariens.^) 
3. Kirchlich gehörte der Kölngau zum ßergheimer Dekanat, 
das im Übrigen eine Ausnahme von der Regel bildet, wonach 
Gau- und Dekanatsgrenzen zusammenfallen. Denn während 
sein Bereich, im NW. über den anstossenden Mfihlgau über- 
greift, ist der im NO. längs des Eheines sich erstreckende 
Neusser Gau (pagus Nivesum oder Nivenum),^) wahrscheinlich 
nur ein Teil des Köln- oder Gilgaues, davon ausgeschlossen 
und gehörte zum Neusser Dekanat.-*) Dieses habe sich ausser- 
dem auch auf das rechte Rheinufer und über die den Ver- 
fassern der genauen Lage nach unbekannten Gaue Keldach- 
gau und Ruhrgau erstreckt, s) Gau- und Dekanatsgrenzen 
fallen hier also ganz und gar auseinander. 

Ebenso wenig sind die Verfasser sich über das Verhältnis 
des Kölngaus zum Gilgau klar geworden. Dass beide von 



*) a. a. 0. I, S. 13, Note *** und S. 15, Note *, nach einem Verzeichnis 
des 17. Jahrhunderts (I, S. 15, Note *** zu S. 14). Trotz aller inzwischen 
erschienenen Litteratur hat auch die Neubearbeitung (I, S. 20) diesen Satz 
ebenso unbeanstandet gelassen wie S. 19 den yom Ursprung der kölnischen 
Erbvogtei, die auf den Verwaltungsbezirk (urbana regio) des einstigen 
römischen Stadtpräfekten zurückzuführen sein soU. 

') Die Verfasser unterscheiden also (nach Gramer): 1. das Herzogtum 
Bipuarien zwischen Mosel, Ardennen, Maas, Waal, Friesen und Sachsen; 
2. (mit Krem er a. a. 0. S. 187) die Gra&chaft Bipuarien oder den Eipuarier- 
gau im weiteren Sinne mit den Gauen (Grafschaften) Aar- oder Bonngau, 
Eifelgau, Zülpichgau, Jülichgau, Köln- oder Gilgau; 3. den Bipuariergau 
im engeren Sinne oder den KÖln-(Gil-)(jau (a. a. 0. I, S. 16 f. mit Note **). 
HofTentlich haben auch die Zeitgenossen das nötige UnterscheidungsvermÖgen 
hierfür gehabt! 

») Daneben nehmen die Verf. (I, S. 211 u. 216, gegen S. 16, Note **) 
noch einen besonderen pagus Nivanheim (von Nievenheim s. Neuss) an, 
ohne doch beide Gaue schärfer gegen einander abzugrenzen. Dass diese Un- 
sicherheit nur auf falschen Lesungen des Namens Nievenheim (Nivenem u.s.w.) 
beruht, braucht nicht besonders gesagt zu werden. 

*) a. a. 0. I, S. 14 ff., 37, 190 ff., 211. 

*) I, S. 208 ff, 211 ff. 
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einander verschieden gewesen seien und jeder für sich einen 
besonderen Teil des Bergheimer Dekanats gebildet habe, halten 
sie nicht für unmöglich. Die Identität beider, obwohl sie an 
einer Stelle bestimmt angenommen wird (I, S. 16), ist „mit 
voller Gewissheit" nicht zu behaupten; aber angesichts der 
Doppelnamen anderer Gaue*) sie anzunehmen hat „nichts 
gewagtes". Auf jeden Fall kann der Unterschied zwischen 
ihnen nur „sehr klein" gewesen sein.'^) Woher freilich der 
Name Gilgau^) rührt, ob von dem rechtsseitigen Nebenflusse 
der Erft, Gil, dem Landstrich Gilbach, den Orten Gelrode, 
Gerode (Gierath), Gill im Amt Hülchrath oder von Gilsdorf 
bei Brühl,*) ist nicht sicher zu sagen. 

Den Grund endlich für das Übergreifen des Bergheimer 
Dekanats in den Mühlgau sehen die Verfasser darin, dass von 
Köln und dem Dekanatssitz Bergheim die Christianisierung 
dieser Gegend ausgegangen sei (I, S. 193). Merkwürdig, 
dass der näher gelegene und doch zum Kölngau gehörige 
Nivenheimergau oder Neussergau diesem Einfluss Kölns oder 
Bergheims entzogen geblieben ist, und dass andererseits nicht 
vielmehr Neuss die Missionierung des nahen Mühlgaues 
besorgt hat! 

Nur Einzelheiten waren es, in denen der Altmeister der 
deutschen Gauforschung, von Ledebur, diese Aufstellungen 
glaubte berichtigen zu müssen.*) In erster Linie wies er den 

*) I, S. 191; die hier angeführten ParaUelnamen Arecoue und Ära- 
haugenj Dvhla und Ttibalgo, Moilla und Mulgau sind z. T. falsch gelesen. 

*) I, S. 193. Die Neuhearbeitung (I, S. 291) hat sich für Identität 
beider Gaue entschieden, die „durch Einfluss besonderer Umstände zwei 
scheinbar (s. Note 1) ganz verschiedene Namen" trugen. 

•) Lünig, Spicüeg. eccl. contin. I, S. 916 und Bessel, Chron. Gottwic. 
Prodr. n, S. 604 lasen in der noch mehrfach zu erwähnenden Urkunde vom 
Jahre 962 (Lacomblet, ÜB. I, Nr. 105, S. 60 f. und besser Annalen des 
historischen Vereins f. d. Niederrhein H. 26/27, S. 347 ff.) Gilioni^ Krem er, 
Urkk. z. Jülichschen u. Bergischen Geschichte Nr. 4, S. 6: Güloui^ andere 
Giliove (nicht Giliore, wie Bint. u. Moor. I, S. 190), Bint. u. Moor I, 
S. 16, Note**: Güioey S. 190 u. 192: Gilioue, Die Neubearbeitung hat: 
Gilgau (I, S. 291). 

*) I, S.191; s. Note 1 u. 2. 
' '^) AUgem. Archiv f. d. Geschichtskunde des Preuss. Staates, I (1830), 
S. 294, 304 ff., wo er auch die Existenz eines besonderen Neusser Gaus 
(= Nievenheimer Gavl) als unbeweisbar zurückwies. 
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Eipuariergau im Gegensatz zu der bisherigen Auffassung *) als 
identisch mit dem Herzogtum Ripuarien nach und beschränkte 
ihn auf das linke Rheinufer: als den fränkischen Teil der 
Kölner Diözese. Dagegen hat er die These von der Überein- 
stimmung des Kölngaus mit dem engeren Ripuariergau nicht 
angegriffen. Und vollends der Satz, dass die Dekanatsgrenzen 
sich nach den Gaugrenzen gerichtet haben und also zur 
Rekonstruktion der Letzteren das zuverlässigste Hilfemittel 
bieten, war ihm „eine zwar längst ermittelte, aber in der 
Anwendung bei weitem nicht genug verfolgte Wahrheit". 2) 
Dieses Dogma — man kann es nicht anders nennen — ist in 
der That bis heute in der historischen Geographie wie im 
Kirchenrecht massgebend geblieben. ■*) Zumal für die meist in 
Laienhänden befindliche Lokalforschung hat es die verhängnis- 
vollsten Folgen gehabt. Wo immer man in der politischen 
Geographie des frühen Mittelalters keinen ebenen Weg mehr 
vor sich sieht, da greift man zu den Dekanats- und Archi- 
diakonatsregistem, unbekümmert darum, dass diese durch- 
gehends erst Jahrhunderte nach der Auflösung der Gau- 
verfassung und der Herstellung ganz anders gestalteter terri- 
torialer Herrschaftsbezirke einsetzen. Alle diese Jahrhunderte 
muss „der konservative Charakter der Kirchenverfassung" zu- 
decken. 

Besonders hat H, Böttger jene These als die einzig 
mögliche Grundlage einer wirklichen Gaugeögraphie nach- 
zuweisen sich bemüht. 4) Allein da auch ihm für die alte 



') Krem er a. a. 0. S. 182 if. nahm (nadi L. Rib. 31, § 3 u. b)provincia 
Bip. =pag%fs Bip. (beiderseits des Bheines) im Gegensatz zum ripuarischen 
Königreich; der Vertrag von Verdun (843) zerriss die ripuarische Provinz 
in einen rechtsrheinischen (Ludwig d. D.) und einen linksrheinischen 
Teil (Lothar I. u. n.). Der Mersener Vertrag (870) erwähnte nur den 
letzteren. 

*) Selbstverständliche Voraussetzung dieser These ist die unveränderte 
Fortdauer und Unwandelbarkeit der kirchlichen Territorialeinteilung auch 
längst nach dem Verfall der Gauverfassung. 

") Die Annahme Krem er s (s. oben S. 6) und Landaus (Die Terri- 
torien in Bezug auf ihre Bildung und ihre Entwickelung. 1854, S. 387 ff.), 
dass die Archidiakonate den Gauen entsprächen, ist schon durch Mooren, 
Annalen des Niederrh. H. 5 (1857), S. VH abgethan worden. 

*) H. Böttger, Diöcesan- und Ghiu-Grenzen Norddeutschlands . . . 
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Erzdiözese Köln und ihre Dekanate keine andere Quelle als 
der „Liber valoris" zu Gebote stand, so hat dieses verhältnis- 
mässig junge Verzeichnis bei ihm die EoUe eines Prokrustes- 
bettes für die gaugeographische Bestimmungen enthaltenden 
Urkunden des frühen Mittelalters übernehmen müssen. Seinen 
Ergebnissen, die er auch in besonderen Gau- und Diözesan- 
karten zur Darstellung gebracht hat,^) ist der grosse, aber, 
so weit unser Gebiet in Betracht kommt, gänzlich unselb- 
ständige und kritiklose „Atlas historique" Longnons^) gefolgt. 
Nach ihm erstreckte sich die römische civitas Agrippinensium 
oder Coloniae vor den germanischen Einfällen wahrscheinlich 
auch auf das rechte Kheinufer, wie später noch die Diözese 
Köln, nördlich bis an die Rheinmündungen, südlich bis an die 
Grenze der civitas Trevirorum. Schon zur Zeit Gregors von 
Tours war sie auf das linke Rheinufer beschränkt, weil dieser 
auf dem rechten Deutz als civitas nennt ;^) das gleiche gilt 
für den südlichen Teil, wo Zülpich als civitas erscheint.^) 
Aus dem Unterland der civitas Köln wurde im 8. Jh. die 
Diözese Utrecht gebildet. Im 9. Jh. endlich zerfiel die ur- 
sprüngliche civitas Agrippinensium in die Gaue Teisterbant, 
Batua, Dubalgowe, Hattuariensis, Moilla, Coloniensis, Jülich, 
Zülpich, Bonn und Eifel.^) Natürlich wurde mit dieser an- 
dauernden Gebietsverengerung auch die Gewalt des Grafen 
der Stadt (civitas) fortwährend verringert, bis auf den 
pagus Coloniensis, dessen deutsche Bezeichnung (Übersetzung) 
Gelegowi (962) oder Colingauwe (1005) war, und dessen 
Umfang später das Dekanat Bergheim bildete. 

Es liegt auf der Hand, dass alle nach diesen Hypothesen 
konstruierten Karten hinsichtlich des als identisch mit dem 
Bergheimer Dekanat supponierten Köln- oder Gilgaues sich in 



von Ort zu Ort schreitend festgestellt ... 4 Abteilungen. Halle 1875 ff. 
Pie Diözese Köln links des Rheines: I, S. 77 ff.). 

1) H. Böttger, Wohnsitze der Deutschen in dem von Tacitus in 
seiner Germania beschriebenen Lande. Stuttgart 1877. 

2) A. Longnon, Geographie de la Gaule, S. 382 ff. Atlas historique. 
Paris 1884 ff. Blatt 5 u. 8, und Textbd. S. 129 ff. 

») Greg. Tur. hist. Franc. IV, 16. 

<) ebenda ü, 37, HI, 8. 

«) Also das oben S. 7, Note 2 erwähnte spätere „Herzogtum Eipuarien". 
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nichts von dem Ansatz Krem er s und der alten Dekanats- 
karte Binterims und Moorens (Bd. I) unterscheiden. i) 

Hiernach bildete der Ehein die Ostgrenze des Kölngaues 
nur von Köln aufwärts bis unterhalb Wesseling. Von hier 
bis etwa Weilerwist (an der Erft) lief die Südgrenze gegen 
den Ahr- oder Bonngau, bis auf Gladbach (unweit Zttlpich) 
gegen den Zülpichgau. Die Westgrenze, gegen den Jülichgau, 
zog sich ungefähr in der Mittellinie zwischen Düren-Rödingen 
einerseits, der Erft andererseits und machte dann eine Aus- 
biegung nach W. zwischen Geweisdorf und Holzweiler durch 
auf Lövenich. Hier stösst der Kölngau an den Maasgau, 
dessen Ostgrenze über Venrath etwa nach Dahlen verläuft, 
wo der Mühlgau im NW. mit einer Kurve Dahlen -Rheydt- 
Liedberg als Grenzlinie vorliegt. 2) Die Abgrenzung nach N. 
und NO. ist unsicher. Es handelt sich um die Lage der drei 
Gaue Nievenheimergau , Kelda(ch)gau und Hatterun und um 
das gegenseitige Verhältnis derselben. Übereinstimmend mit 
Böttger») ist die Annahme der Genannten, dass die beiden 
ersteren Untergaue des letzteren, d. h. des Neusser Dekanats- 
bezirks aus dem Jahre 1316, gewesen seien, den der Rhein in 
eine östliche und eine westliche Hälfte (diese bis zum Mühl- 
gau) geschieden habe. Während jedoch Böttger fast diese 
ganze linksrheinische Hälfte, von Köln rheinabwärts, mit einer 
etwa über Wevelinghoven und die Erft auf die SO.- Ecke des 
Mühlgaues bei Liedberg zu verlaufenden SW.- Grenze dem 
Nievenheimergau zuspricht und den Keldagau als den nur mit 
einem kleinen Stück auf das linke Rheinufer übergreifenden 
nördlichen Landstrich des rechtsrheinischen Hatterungaues 
betrachtet, ist Longnon*) über die Grenz Verhältnisse hier 

1) Natürlich hat auch der Nenbearbeiter dieses letzteren Werkes keine 
Veranlassnng gehabt von seiner Darstellung abzugehen. (I; 18d2, S. Iff., 
6 ff., 21 u. 291). 

*) Nach Landau, Territorien, S. 260 ff., bildeten die Dekanate GFeldem 
(Stralen) und Süchteln ursprünglich nur eins, das Mühlgaudekanat. In 
seiner Anzeige dieses Buches (Annalen d. Niederrh. H. 5, S. YIII) hat 
J.Mooren auch das Bergheimer Dekanat noch einmal in den Mühlgau 
eingeführt. 

«) a. a. 0. I, S. 68ff.; Longnon, Atlas (Textband) S. 92f.: Nieven- 
heimer- und Keldagau gehörten zu den ;,pagi secondaires^. 

*) a. a. 0. (Textband) S. 130. 
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nicht im Klaren. . Der Keldagau dehnte sich seiner Ansicht 
nach zwischen Mühlgau, Rhein und unterer Erft, um Neuss 
herum, aus. Der Nievenheimer Gau war damit auf den Strich 
längs des Rheines bis zur unteren Erft beschränkt. Die 
Grenzen beider Gaue gegen den Kölngau hat er nicht zu 
ziehen vermocht. 

Der Kölngau erstreckt sich also in sö.-nw. Richtung zu 
beiden Seiten der mittleren Erft und Köln liegt hart auf 
seiner Grenze, oberhalb der südlichen Spitze des Nievenheimer 
Gaues. 

2. In selbständiger Weise hat in der Mitte dieses Jahr- 
hunderts Eckertz an Kremers Abhandlung angeknüpft. 
Er findet, dass der Rezess von 870 allein zur Erklärung der 
Gauverhältnisse nicht ausreicht. Wie stand es mit der 837 
in Verbindung mit dem Ripuariergebiet genannten Grafschaft 
Moilla? Offenbar gehörte sie, wie auch die drei folgenden 
Gaue (Hattuaria, Hamaland, Maasgau), zu den Grenzgauen 
Ripuariens.2) Dagegen hatte Krem er entschieden Unrecht, 
wenn er auch den Nievenheimer Gau in diese Stellung ver- 
wies. 3) Allerdings sagen die Urkunden nicht, dass er Bestand- 
teil des ripuarischen Gebietes gewesen sei, so wenig wie wir 



G. Eckertz, Die Ausdehnung des fränkischen Bipuarlandes auf 
der linken Rheinseite. Progr. Köln 1854 (auch in den Annalen des 
hist. Vereins f. d. Niederrh. H. 1). 

*) Gegen Binterim u. Mooren I, S. 244 und v. Ledebur, AUg. 
Archiv I, S. 299; es giebt keinen charakteristischen Beleg für den be- 
fangenen Standpunkt der Dekanats- und Gaugrenzentheoretiker als des 
Letzteren Beweisführung an dieser Stelle. A. Mooren (Neubearbeitung) 
1, S. 23 hat die Annahme der 1. Auflage aufgegeben, zählt aber den 
Mühlgau noch zum Herzogtum Eipuarien; mit welchem Hecht? Dümmler 
a. a. 0. I, S. 124 macht gar keine Angabe darüber, wie er sich das Ver- 
hältnis der vier Grafschaften „an der Maas und an dem Niederrhein" zu 
Eipuarien denkt. Von einem „Ripuarien zu beiden Seiten des Rheines 
von der sächsischen Grenze bis zur Maas" (Dümmler ü, S. 297), das 
dem Reiche Ludwigs 870 hinzugefügt worden wäre (s. auch oben S. 9, 
Note 1), steht in dem Rezess nichts. Die SteUe des Rezesses „j?er B. 
comitattts" korrespondiert durchaus mit dem gleichbedeutenden „uaqiAe ad 
fines jB.", wie „totam Friaiam^ mit „per finea Saxoniae^; beide Sätze 
erklären das „maximam Belgarum partem^^; cf. auch Pertz, MG. SS. I, 
S. 431. 

8) Eckertz a.a.O. S. 3. 



( 
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etwas von seinem Charakter als Grafschaft erfahren. Aber 
es genügt, dass der Eezess von 837 ihn nicht unter den Grenz- 
gauen nennt und dass der von 870 nicht von 5 pagi, sondern 
von 5 comitatus redet: die Vereinigung mehrerer pagi zu einem 
comitatus war im 9. Jahrhundert durchaus „nichts Ungewöhn- 
liches mehr".i) Zudem bildete ja — und hier spielt wieder 
die Dekanatsgrenzentheorie hinein — der Nievenheimer Gau 
den linksrheinischen Teil des Neusser Dekanats, das rechts 
des Rheines den Keldagau umfasste (S. 11 f.). Nördlich an 
diesen aber grenzte der Ruhrgau, den die nämlichen Werdener 
Urkunden, denen allein wir auch die Kenntnis vom Nieven- 
heimer Gau verdanken, wiederholt als „m pago Bipariorum 
(Bigoariorum, BiporumY^'^) oder „in ducato Bipimriorum^^) 
gelegen bezeichnen. Um wie viel mehr gehörte der südlichere 
und linksrheinische Nievenheimer Gau dazu! 

Vielleicht wäre Eckertz etwas behutsamer mit der An- 
erkennung dieses Gaues, der lange vor den beiden Teilungs- 
rezessen und überhaupt nur zwei Jahrzehnte hindurch erwähnt 
wird,^) als eines den übrigen Gauen ebenbürtigen staatlichen 
Gebildes umgegangen, wenn er unabhängiger von seinen Vor- 
gängern die Urkunden genauer um Rat gefragt hätte. Er 
würde dann von einer ganzen Reihe noch anderer Gaunamen 
aus dieser Gegend erfahren haben, denen unmöglich allen der 
gleiche Rechtswert, weder unter einander noch mit den von 
Eremer namhaft gemachten Gauen, zukonmien kann.^) 



a. a. 0. S. 5. Auch A. Mooren (I, S. 22 n. 166) hat diese Er- 
klänmg angenommen. 

*) Lacomblet, ÜB. z. Geschichte d. Niederrheines I, 1842, Nr. 31, 
S. 16, 815; Nr. 36, S. 18, 818; Nr. 38, S. 19, 820; Nr. 40, S. 20, 820; Nr. 46 
bis 48, S. 22f., 834; n. s. f. 

8) Ebenda I, Nr. 37, S. 19, 819. 

*) Von 796 März 31 (Lac. I, Nr. 7, S. 5) bis 817 April 24 (Nr. 35, 
S. 18); genaner sogar von 793 Juni 30 (Nr. 3, S. 2) bis 818 Juni 25 
(Nr. 36, S. 18). 

*)Lacomblets Archiv f. d. Gesch. d. Niederrh. H (1857), S. 82, 854 
Juli 1: pagua Tustensia, — Beyer, MK. ÜB. I, Nr. 120, S. 125 f., 882 
Februar 26: Odangau, — Lac, ÜB. I, Nr. 81, S. 43f., 898 Juni 4 u. ö. 
Kuzzihgau; darüber später. — Lac, ÜB. I, Nr. 95, S. 53, 941 Nov. 25 = 
MG. DO L, Nr. 42, S. 128: Sunderaeaa. — Lac, ÜB. I, Nr. 105, S. 60 f., 
962 Dez. 25 = Annalen d. Niederrh. H. 26/27, S. 347 ff. u. ö.: Gügau} 
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Wertvoll für den Kölngau oder für den auch von Eckertz 
(nach Analogie des Ahr- oder Bonngaues) damit identifizierten 
GilgauO ist des Kölner Forschers Ansicht vom Nievenheimer 
Gau deshalb, weil sie eine von der bisherigen abweichende 
Auffassung über die Nordgrenze des Kölngaus angebahnt hat. 
Eckertz liess es unentschieden, ob diese, die durch Widdes- 
hoven (an der Gil) als südlichsten Ort des Nievenheimer Gaus 
bestimmt wird, nicht vielmehr in wo. Richtung von der Erft 
zum Rhein, als in sö.-nw. mit einer Südspitze Rheinkassel- 
Longerich - Esch verlaufen sei. Die Westgrenze habe sich 
dagegen wahrscheinlich von Grevenbroich nach der Niers 
hinübergezogen. 2) 

Kartographisch sind die Ecker tzschen Ermittelungen 
auf Grund der gleichzeitigen Urkunden von Spruner-Menke^) 
und danach in R. Schröders Rechtsgeschichte*) zur Dar- 
stellung gebracht. Hier ist der Kölngau ein langgestrecktes 
Gebiet von trapezoidischer Gestalt, dessen beide Langseiten 
im Rhein von Wesseling bis Zons und in einiger Entfernung 

darüber später. — Quellen zur Geschichte der Stadt Köln, hgg. von 
L. Ennen u. G. Eckertz, I, 1860, Nr. 12, S. 465f., 959 Nov. 11: pagus 
Langet iuxta Eenum. — Mirac. s. Nicolai. Brunwilar. c. 8 Überschrift 
(Archiv d. Gesellschaft f. ältere deutsche Geschichtskunde, XII, S. 199) 
zu 1084 Mai: pagtts Sinteren, — Lac, ÜB. I, Nr. 359, S. 246, 1147 = 
Quellen I, Nr. 59, S. 527: pagus Solre. — Lac, ÜB. I, Nr. 535, S. 372, 
1192: pagus Connesdorp, — Lac, Archiv ü, S. 348, 1593 Dez. 17: pagus 
Zons. Es sind z. T. Grafschaftsgaue (Gilgau), z. T. Untergaue (Odangau, 
Kutzgau und Sunderscas), z. T. Dorf- bezw. Parochialhundertschaften 
(Langel, SoUer, Zons); pagus Sirderen ist vieUeicht nur topographische 
Bezeichnung. 

*) a. a. 0. S. 10 f. Er leitet den Namen mit Recht vom Gilbach, einem 
rechten Zufluss der Erft, ab. 

*) Eipuarland S. 11 f. Der Neubearbeiter von Binterim u. Mooren 
hat (I, S. 264) richtig bemerkt, dass jene Westgrenze nach der Neusser 
Dekanatsgrenze gezogen worden sei. Diese Gegend gehöre vielmehr, meint 
er, zum Mühlgau, wenn auch kirchlich zum Neussdekanat. 

8) K.v. Spruner, Hand- Atlas f. d. Geschichte des Mittelalters und 
der neueren Zeit, neu bearbeitet von Th. Menke. 1880. Nr. 32 (Deutsch- 
lands Guue. n. Mittleres Lothringen). 

*) R. Schröder, Lehrbuch der deutschen Rechtsgeschichte. 1889 
(3. Aufl. 1898) Taf. 11 (Die Gaue Ribuariens u. d. angrenzenden Gebiete). 
Vgl. dazu Schröders Aufsatz „Die Franken und ihr Recht": Zeit sehr. 
d. Sav.-Stift. f. RG. E. Germ. Abt., S. 46 ff. 
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vom rechten Erftufer verlaufen. Die Nordgrenze (gegen den 
Nievenheimer Gau) zieht sich von Zons sw. gegen das Erft- 
knie (bei Caster) mit ihrem Endpunkt etwa in Neurath. Die 
kürzere Südgrenze (gegen den Ahr- oder Bonngau) geht vom 
Rheinknie bei Wesseling aus und erstreckt sich bis in die 
Nähe der Erft unterhalb ihrer Vereinigung mit der Swift: 
ungefähr bis zu dem Punkte, wo die heutigen Kreisgrenzen 
von Köln -Land, Bonn und Euskirchen zusammenstossen. Dieser 
Verkleinerung des Kölngaues entspricht es, dass der Jülichgau 
bis über die mittlere Erft hinaus vorgeschoben ist und der 
Nievenheimer Gau das ganze untere Erftgebiet, etwa von 
Frimmersdorf und Jüchen ab, bis zum Rhein s. bei Zons, n. 
bei Büderich (n. Neuss), in annähernd rechteckiger Form ein- 
nimmt. Mit dem Zülpichgau stösst daher der Kölngau nur 
noch an einem Punkte, mit Maasgau und Mühlgau überhaupt 
nicht mehr zusammen. Auch der Keldagau kommt als Grenz- 
gau nicht mehr in Betracht, da er ganz auf das rechte Rhein- 
ufer verlegt ist. 



IL Die Hypothesen 

aber die älteste Terfassung Kölns im Rahmen der 

älteren deutschen Stadtgeschichtsforschung. 

Äusserlich unabhängig haben sich die Ansichten der Ver- 
fassungshistoriker über den Kölngau und die ältesten Rechts- 
verhältnisse der Stadt Köln entwickelt. 

So lange man sich mit dem Ursprung der deutschen 
Stadtverfassung beschäftigt, steht die Stadt Köln mit ihren 
Einrichtungen im Vordergrund des Interesses. Neben der 
Erklärung der Senatoren, der Richerzeche, des Rates gehört 
die des Kölner Burggrafenamtes und des „wizziggedinges", 
des burggräflichen Gerichtes, zu den schwierigsten und um- 
strittensten Problemen. Etymologisch herrscht über dieses, 
sachlich über beide Institutionen Unklarheit. 

Die erste Arbeit über das älteste Kölner Verfassungsleben 
mit einer Erklärung des Wortes „wizziggedinge" hat, wenn 
ich recht sehe, G. E. Hamms historisch wertlose „Burggra- 
viatus Ubio-Agrippinensis ab urbe condita dissertatio historica" 
(Köln 1750) gegeben. Etwas bestimmter als er mit f,consiUum 
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prudentum^\ der Klugen, Weisen, Witzigen, (§36)0 drückt 
sich in Anlehnung daran K Fr. Eichhorn in seiner grund- 
legenden Abhandlung „Über den Ursprung der städtischen 
Verfassung in Deutschland" (Zeitschrift für geschichtliche 
Rechtswissenschaft, n. 1816 S. 185) aus. Ihm ist das „iudicium 
sapientum'^ das Gericht der freien Schöffen der römischen 
und deutschen Gemeinde zu Köln. Es steht im Gegensatz 
sowohl zum Vogtgericht der bischöflichen hörigen Immunitäts- 
gemeinde in Köln wie zum Grafenvollgericht der freien Volks- 
gemeinde des Ripuariergaus, das in der Königsburg Köln mit 
ihrem palatium keine Stätte habe finden können ohne sich 
der Gefahr auszusetzen, durch die königliche Gewalt in 
wenigstens scheinbar hofrechtliche Abhängigkeit zu geraten 
(S. 205). 

Als „Surrogat des Gaugerichts" führt also das Wizzig- 
gedinge seinen Ursprung auf die Zeit zurück, da Köln aus 
dem Ripuariergau, in dem es bis dahin nur einen der wich- 
tigsten Orte gebildet hatte, ausschied, ein als Cent organisierter 
Gau, kurz mit eigenem „Weichbildrecht" begabte Stadt wurde: 
d.h. weit vor die Mitte des O.Jahrhunderts (S. 179 ff. 183 ff. 
194 ff. 200 ff.). 2) An die SteUe des Gau- und Centgrafen trat 
der Burggraf als Richter über alle dem bischöflichen Hofrecht 
nicht unterworfenen Einwohner (11, S. 201 ff.). Als dann im 
10. Jahrhundert Erzbischof Bruno I. (953 — 965) die Stadt- 
herrschaft erwarb, 3) wurden, die freie Stadt- und die hörige 

^) Ebenda S. 8 auch eine Definition des Barggrafenamtes. 

^) Der Zeitpunkt dieser Exemtion bestimmt sich nach der ersten 
Eichhorn bekannten Erwähnung eines Grafen von Köln in den Annal. 
Colon, breviss. z. J. 849 (Mft. SS. I, S. 97): „WerinariiM comes Coloniae," 
In Wahrheit findet sich schon in der Aachener Commemoratio missis data 
V. J. 825 (MG. LL. Sect. 11, Capit. I, S. 308 u. 419) „Eemundus comes'' 
und in den Quellen I, No. 1, S. 447 von 844 Aug. 26 „Signum Ecmundi 
comitis^. 

^) Die Nachricht geht zurück auf die Koelh off sehe „Cronica van 
der hiUiger stat Köln" v.J. 1499 (Chroniken der deutschen Städte. Xin. 
Köln n, S. 436), die ihrerseits auf der „Cronica presulum et archiepiscopo- 
rum ecclesie Coloniensis" aus den 70 er Jahren des 14. Jhdts. (hgg. von G. 
Eckertz, Annalen d. Niederrh. 11, 1857, S. 189), einer Kompilation aus den 
älteren ßischofskatalogen (cf. O.Lorenz, GQu.II», 1887, S.58), beruht. Allein 
deren Vorlagen reden nur vom Herzogtum EB. Brunos I., das ursprünglich 
nur als Lothringen, cf. Flodoard. z. J. 953 (MG. SS. m, S. 402), Contin. 
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Immunitätsgemeinde zu einer einzigen Stadtgerichtsgemeinde 
verschmolzen, ein Gericht im Bischofshof für sie gebildet, an 
dem sowohl der Burggraf und seine freien Schöffen, wie der 
Vogt und seine hörigen Schöffen Teil hatten. Daneben aber 
blieb das besondere Gericht des Burggrafen, das Wizziggeding, 
für städtisches Erbgut u. a. Sachen schöffenbar freier Leute 
bestehen, es wurde auch nicht im Bischofshof abgehalten 
(S. 185 ff.). 

Genau genommen ist es also mit der Vereinigung der 
beiden Gemeinden nicht weit her und die bischöfliche Stadt- 
herrschaft für das Wizziggeding völlig belanglos geblieben. 
Über das Verhältnis des neuen Burggrafendings und seiner 
Schöffen im Bischofshof zum Wizziggeding bleibt man ebenso 
völlig im Unklaren wie über den Grund jener Exemtion und 
Weichbildrechtsverleihung. 

Einen treffenden Einwand hat E. Th. Gaupp („Über 
Deutsche Städtegründung, Stadtverfassung und Weichbild im 
Mittelalter. Jena 1824 S. 256 ff.) gegen die Annahme erhoben, 
als sei das Königtum der freien Volksgemeinde und ihren 
Gerichten feindlich gewesen. Wurden in einem befestigten 
Orte wie Strassburg 982 öffentliche placita gehalten,») so 
darf auch das Kölner Wizziggeding als öffentliches Gericht 
schlechthin aufgefasst werden. So war ihm denn auch der 
Burggraf seinem Wesen nach nichts Anderes wie jeder Gau- 
graf und von Anfang der fränkischen Herrschaft an vorhanden 
(S. 63. 219. 255. 260). Sein Gericht enthielt zwei Hauptkom- 
petenzen: es war Wizziggeding, d. h. Straf gericht (von witzigen 
= strafen) 2) und Erbgütergericht (S. 272 ff. 275 ff.). Es war 



Reginon. z. J. 953 (SS. I, S. 622), später erst, unter dem Einfluss der zweiten 
(anonymen) v. Brunonis aus dem 12. Jhdt. (SS. IV, S. 276), als Köln bezeichnet 
wird, cf. die Geneal. ex stirpe S. Amulfi descend. Mettens. c. 2 vom J. 1164 
(SS. XXV, S.382) und Caesar Heisterb. v. Engelb. I, c. 4 (Böhmer, Fontes 
n, S. 298). Hieraus offenbar der grosse Schied von 1258 (Quellen ü, S. 383. 
pos. 25). Euotgers v. Brun. c. 20 (SS. IV, S. 261) ist viel zurückhaltender („ut 
ita dicam archiducem . . ."), ebenso die Ann. Colon, max. (SS. XVn, S. 740). 

^) Urkunden und Akten der Stadt Strassburg. I. Abt. ÜB. der Stadt 
Strassburg bearb. von W. Wieg and. I, 1879, Nr. 45, S. 37, 982 Jan. 6 = 
MG. DO n. Nr. 267, S. 310 f. 

^) Etymologisch natürlich ganz dasselbe wie das Hamm-Eichhornsche 
„witzig'^ = kluge, weise, also witzigen = klug machen, d.h. — strafen! 

2 
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zuständig für den ganzen Bereich der Burg- oder Stadtgrafschaft 
Köln,0 des späteren districtus Coloniensis oder Burgbanns 
(1279): 2) für einen Gau also, den die fränkischen Eroberer 
im Anschlusß an die alte Eömerstadt zu bilden für gut be- 
funden hatten, in dem aber die Stadt den Hauptbestandteil 
bildete (S. 60, 122 Note 23, S. 263). 

Mit steigendem Verkehr und häufiger werdendem tJber- 
gang des Grundeigentums aus einer Hand in die andere sah 
man sich genötigt, das Erbgütergericht vom Burggrafengericht 
abzuzweigen und den Ortsgef ichten zuzuweisen. Nur als Orts- 
richter behielt der Burggraf das iudicium de hereditatibus 
innerhalb der Kölner Stadtmauern. Die aussenstädtischen 
Bezirke wurden sozusagen abgestossen (S. 275 ff.). -0 

Nach Gaupp wäre also — ein bemerkenswerter Unter- 
schied gegen Eichhorn — die Stadt Köln von jeher, modern 
rechtsgeschichtlich ausgedrückt, nur als Centene selbständig 
gewesen und hätte als solche zwar sowohl ihre Kompetenzen 
aus der Burggrafschaft um das Erbgütergericht, als ihren 
Rechtsbezirk durch die Ummauerung von 1180 erweitert, aber 
rechtlich ihren Charakter nie verloren. Das seit Karl dem 
Grossen allerdings mit Schöffen besetzte eigentliche Stadt- 
gericht wäre demnach stets «das Bur- oder Burggericht*) ge- 
wesen und geblieben (S. 58 ff. 214 u. 217 ff.), eigentlicher Stadt- 
richter der Burggraf nur als centenarischer Vorsitzender des 
Burgerichts. Nur insofern könnte von einer „Vereinigung 
seines Gerichtes mit dem Vogtgericht" der bischöflichen Im- 
munität^) zu einem neuen einheitlichen Stadtgericht im erz- 



1) s. S. 16 Note 2. 

«) Lacomblet, ÜB. n, Nr. 727, S. 426 = Quellen IE, Nr. 189, 
S. 153. — Übrigens wird S. 263 der Burgbann auch nur als „ein gewisser 
umherliegender Distrikt" im Gegensatz zur Stadt selbst bezeichnet. 

*) Was aus ihnen geworden ist, verschweigt Gaupp. Ein Teil wurde 
1180 wieder in die Stadt einbezogen, s. oben im Folg. 

S. 220 meint er , man dürfe es „vielleicht noch aus der römischen 
Verfassung herleiten". Dass der Ausfall des einen g hier und in Burmal, 
Burkore sprachlich durch nichts zu rechtfertigen ist (wie bei burgravius 
für burggravius), stört ihn nicht. 

*) Die nach S. 268 vor EB. Bruno I. nur „ziemlich unbedeutend ge- 
wesen war und dem Vogt keine Mittel gewährt hatte, seine Macht sehr 
(d. h. auf Kosten des Burggrafen) zu vermehren". Aber auch sie umfasste 
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bischöflichen Hofe, der Stätte des bisherigen Immunitätsgerichts, 
seit dem 10. Jahrhundert , als der Bischof die Stadtherrschaft 
überkam, gesprochen werden (S. 219 1 268 ff. 280). 

Die staatsrechtliche Selbständigkeit dagegen erlangte Köln 
auch jetzt nicht. Nach wie vor blieb das gräfliche Wizzig- 
geding, das Straf- oder Blutgericht, kompetent für den ganzen 
(innen- und aussenstädtischen) Burgbann und ausschliesslich 
dem Burggrafen vorbehalten: nur dass dieser seit dem 10. Jahr- 
hundert die Grafschaft vom Erzbischof und allein noch den 
Blutbann vom Könige zu Lehen trug (S. 261. 269. 270). 
Höchstens daran könnte man denken, dass die ganze Burg- 
grafschaft sich mit städtischem Leben erfüllt hätte. *) Da 
aber bekanntlich seit dem Ende des 12. Jahrhunderts der 
Mauerring nicht mehr vorgeschoben worden ist, so würde sich 
aus Gaupps Erörterungen ergeben, dass Köln jedenfalls bis 
gegen Ende des 13. Jahrhunderts des Vorzuges völliger ge- 
richtlicher Selbständigkeit entbehrt hätte, dessen sich damals 
viel unbedeutendere, viel jüngere Städte schon längst erfreuten. 
Später allerdings hat sich auch ein rein städtischer Wizzig- 
gedingsbezirk gebildet (S. 62 Note 1 und S. 277): wann, 
wodurch und wie bleibt freilich ebenso im Dunkel wie bei 
Eichhorn. 3) 

Eichhorns und Gaupps Hypothesen stützten sich auf 
sehr unzulängliches Urkundenmaterial: vor allem auf ein Weis- 
tum über die Rechte des Kölner Burggrafen, das auf Grund 
einer älteren Vorlage unter Erzbischof Philipp I. im Jahre 1169 



(S. 287) „ganz freie Leute, die wahrscheinlich nur einen Zins an den Bischof 
zu zahlen hatten^. 

^) Im Gegensatz zum Vogt, der nnr miles (Ministerial) ist und ohne 
eigenen Bann (mit seines Herrn, des Erzhischofs, Banne) dingt (S. 269 Note 61 
und S. 294) und bis 1169 jährlich auf S. Margarethen (JuU 13) vom EB. 
ernannt wird, gehört der Burggraf dem Herrenstande an und ist bischöf- 
licher Erblehensmann (S. 291). 

*) Wie das später G. v. Below, Der Ursprung der deutschen Stadtver- 
fassung. 1892, S. 90, Note 2 angenommen hat (s. unten S. 47, Note 1). 

') Nach Gaupps sonstiger Theorie vollzog sich diese Entwickelung 
vermittelst zweier Exemtionen (der Immunitäten aus den Gauen, der Weich- 
bildorte, d.h. Städte, aus den Immunitäten). Bei Köln würde das also in 
keiner Weise zutreffen. Eine klare Vorstellung von dem Entwickelungs- 
prozess hat ihm offenbar gefehlt. 

2* 
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Ergangen sein soll,9 und auf den sog. grossen Schied von 1258, 
der bestimmt war, die Rechte des Erzbischofs und der Stadt 
gegen einander abzugrenzen. 2) 

Erst das Erscheinen von Th. J. Lacomblets ürkunden- 
buch des Niederrheins (Bd. 1, 1842. ü, 1846) hat das Unter- 
suchungsmaterial erweitert, mittelst dessen zunächst K. Hegel 3) 
mit den älteren Vorstellungen von einer Fortdauer römischer 
Verfassungseinrichtungen im frühmittelalterlichen Köln aufzu- 
räumen vermochte.^) Dadurch ist das Problem völlig nach 
der rein deutsch -rechtsgeschichtlichen Seite hin verschoben 
worden. 

Ein Markstein auf diesem Wege wird immer W. Arnolds 
„Verfassungsgeschichte der deutschen Freistädte" (I u. 11. Ham- 
burg u. Gotha 1854) bleiben, in der zum erstenmal die Ur- 
kundenkritik bei der Städteforschung in ihre Rechte tritt, mit 
historischem Scheidungs- und Selbstbescheidungsvermögen zum 
erstenmal die Untersuchung auf den Komplex der Römerstädte 
aUein beschränkt wird: so unrichtig auch im Einzelnen ihre 
Darlegungen sind. 

Speziell für die Verfassungsgeschichte Kölns ist das Buch 
dadurch verhängnisvoll geworden, dass es zuerst den spät be- 
glaubigten Kölner „Burgbann" Gaupps duixh den Kölngau 
sehr früher Urkunden ersetzt hat (I, S.99). Dieser Kölngau 
ist der alte römische Stadtbezirk (I, S. 124).^) Man sollte es 
nicht für möglich halten: jene Urkunden,«) in denen die Dörfer 

Lacomblet, ÜB. I, Nr. 433, S. 302 ff. = Quellen I, Nr. 76, S. 554 ff. 
Dass die Urkunde eine Fälschung ist, hat man erst später bemerkt; siehe 
unten S. 28. 

«) Quellen H, Nr. 384, S. 381 ff. 

*») Geschichte der Städteverfassung von Italien. Bd. I u. 11. Leipz. 1847. 
n, S. 379 ff. 394 ff. 

*) Ansätze dazu finden sich freilich schon bei P.Wig and, Geschichte 
der gefürsteten Reichs- Abtei Corvey und des Städte Corvey und Höxter. I, 
Höxter 1819, S. 250 ff., bezüglich Kölns in K.D. Hüllmanns „Städtewesen 
des Mittelalters", n, Bonn 1827, S.257. 262 ff. 274 ff. 411 ff., endlich bei 
M. A. V. Bethmann-Hollweg, über den Ursprung der lombardischen 
Städtefreiheit. Bonn 1846, Kap. I. 

*) Vielleicht haben hier die Vorstellungen von Binterim und Mooren 
(oben S. 7, Notel a. E.) eingewirkt. 

«) Lacomblet, ÜB. I, Nr. 81, S. 43 f., 898 Juni 4 (= Böhmer-Mühl- 
bacher, Regesta Karol. 1925); Nr. 93, S.51f., 941 Sept. 9 (= Quellen I, 
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Bocklemünd, Horrem a. d. Erft, Frechen, Gleuel, Kendenich 
und Rondorf als Gauorte genannt werden, sie beweisen nach 
Arnold, dass der Kölngau „nur ein kleines Gebiet" war, in 
dem „den grössten Teil ... die Stadt in ihrer jetzigen ^ Aus- 
dehnung" umfasste! Arnold hat es offenbar nicht für nötig 
befunden, nur einen Blick auf die Karte zn werfen, sondern 
seinen Urkunden zum Trotz Gaupp einfach nachgeschrieben. 
Eben daher stammt auch das zweite wichtige Ingrediens 
der Arnold sehen Hypothese: der Burggraf. Nur dass für 
dessen öffentlich-rechtlichen Charakter und Ursprung eine 
neue Begründung in der Eigenschaft der (Bischofs-) Städte, in 
denen er vorkommt als Festungen und civitates publicae, d. h. 
als Orte mit grösseren freien Gemeinden, gefunden wird 
(I, S. 16 ff. 121 ff.).2) Im Besondem war der Kölner Burggraf 
nichts Anderes als der Gaugraf des Kölngaus 3) und obwohl er 
erst seit 1032 bekannt ist,^) so muss die Burggrafschaft Köln 
doch älter als die übrigen sein,^) d. h. noch über die Karolinger- 
zeit, vielleicht bis an den Beginn der fränkischen Herrschaft, 
hinaufreichen, weil sie noch „mit Ausnahme der Immunitäten 
den ganzen Kölngau umfasste", während schon „alle übrigen 
nur Grafschaften in einem Gau" bildeten (I, S.'99. 122. 137). 

Nr. 9, S. 460 ff., besser Annalen für die Geschichte des Niederrheins Heft 
26/27. S.342f.); Nr. 144, S.89, 1005 Aug. 13 (= S.P.Ernst, Histoire du 
duche de Limbourg, publice par Ed. Lavalleye. VI. 1847, Nr. 13, S.99f. 
= Stumpf, RK.1411). 

1854; — es ist die Stadt nach der Erweiterung von 1180. Nach 
dem Bericht ttber den Stand und die Verwaltung der Gemeinde -An- 
gelegenheiten der Stadt Köln von 1887/88. Köln 1889, S. 4 umfasste die 
römische Altstadt 401 ha, durch die mittelalterliche Stadt (seit 1180) kamen 
hinzu 503 ha, durch die Erweiterung i. J. 1888: 9844 ha, so dass das Stadt- 
gebiet 1888 im 'ganzen 10748 ha = 107 qkm betrug. 

*) Vgl. auch schon F. W. Barthold, Geschichte der deutschen Städte 
und des deutschen Bürgertums. I. Leipzig 1850. S. 76. 

') Nicht Gemeindebeamter, wie Eichhorn, G^tt. G«l. Anz. 1825, 
S. 1249 gegen Gaupp eingewandt hatte. 

*) Lacomblet, ÜB. I, Nr. 167, S. 104: „Presentibus . .. Gerhardo 
comitej ... Hennanno advocato^ üdalrico urbis prefecto.^ Den 
Grafen Werner von 849 erwähnt Arnold merkwürdigerweise nicht. 

*) Nur Trier steht auf der gleichen Stufe (I, S. 122). Bei diesen 
beiden Orten bezw. Gauen ist also der Unterschied zwischen Arnolds und 
Gaupps Theorie, den Hegel, AUg. Monatsschr. 1854, S. 165 f. konstatiert, 
thatsächlich nicht vorhanden. 
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Was der Burggraf und sein Centgraf für die altfreie Ge- 
meinde, das ist der Stadtvogt und sein (herrschaftlicher) Schult- 
heiss für die unfreie^) Immunitätsgemeinde des Bischofs. In- 
folge eines nicht erhaltenen Ottonenprivilegs wurde nun in Köln 
der Burggraf bischöflicher Vassall, ohne doch seinen königlichen 
Beamtencharakter einzubüssen (I, S.36. 119) und mit der könig- 
lichen Gerichtsbarkeit auch über die Immunitätsleute betraut 
(I, S. 137), somit 2) „in gewissem Sinne" Schirmvogt der Kölner 
Kirche (I, S. 100). Seine altfreie Gemeinde behauptete sich 
zwar, aber sein Centgraf musste dem Immunitätsvogt weichen 
(I, S. 125. 119). Dieser verdrängte zwar ausserdem seinen 
eigenen bisherigen Unterrichter, aber dem Burggrafen war er 
nicht gewachsen (S. 120). Vielmehr wurde er nun selbst 
dessen Unterrichter (Schultheiss) für geringere Sachen und 
blieb Immunitätsvogt nur mit einer freilich noch immer aus- 
gedehnten, aber doch beschränkten Gerichtsbarkeit (I, S. 102 f.). 
Nach diesem ebenso komplizierten wie unbeglaubigten und 
nur mit juristischer Systematik 3) konstruierten Entwickelungs- 
gange ist es dann sehr merkwürdig, dass alsbald wieder Burg- 
graf wie Stadtvogt sich je einen neuen Unterrichter zugesellen: 
den Greven und den Aftervogt (I, S. 101 f.). 

Arnold verschliesst sich der Erkenntnis nicht, dass die 
Ottonischen Privilegien weder eine Immunitäts- noch direkt 
eine Stadtverfassung begründeten (I, S. 34. 137), wie sie denn 
auch weder den Bischöfen das, was sie versprochen (die Er- 
nennung der Richter) zu halten gedachten (I, S. 119. 107), noch 
den verschiedenen Bevölkerungsklassen mehr als eine Anwart- 
schaft auf ein gemeinsames persönliches Recht verliehen 
(I, S. 137). Ja, in Köln werden sogar nur Altfreie*) als 
Schöffen des gemeinsamen Gerichtes zugelassen^ nicht auch 

*) S. dagegen oben S. 18, Note 5. 

*) Ob das „ursprünglich" auf die Zeit vor oder nach den Otton. Priv. 
geht, kann ich nicht erkennen; im ersteren Falle wäre mit Gaupp Köln 
nur als Cent anzusehen, freilich auch der Zustand des gemeinsamen (Grafen-) 
Gerichtsstandes schon vorhanden gewesen. 

8) Im Anschluss an Eichhorn, Zeitschr. a. a. 0. I, S. 217. 231. 

*) Auch schon Barthold a. a. 0. I, S. 157 ff. Mit einer Anticipation 
nennt Arnold a. a. 0. sie Burgensen: das konnten sie doch erst sein, als 
Köln Stadt (Burg) war. S. 240 ff. fasst er sogar Ministerialen und Altfreie 
als cives zusammen. 



*» 
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bischöfliche Ministerialen (I, S. 138. 400). Erst die „Heinii- 
cianischen Privilegien" des 12. Jahrhunderts sonderten aus 
dem Gau einen „rein städtischen Gerichtsbezirk" für die Stadt 
und ihre Gemarkung aus, indem sie die Ausübung der Ge- 
richtsbarkeit über die Bürger auf das Gebiet innerhalb der 
Ringmauern beschränkten, nachdem „die nationale Entwicke- 
lung das städtische Leben von selbst hervorgerufen" hatte 
(I, S. 136. 141). Allein auch hier macht Köln ^ wieder eine 
Ausnahme: seine Bürger erhielten das Privilegium de non evo- 
cando „ohne Zweifel" oder „wahrscheinlich" doch schon mit 
jenem angeblichen Ottonenprivileg des 10. Jahrh. (I, S. 133).^) 

Damit war Köln Stadt und der Zustand erreicht, den das 
Weistum von 1169 fixiert hat. Aber einer gegen Gaupp 
aufgebrachten Erklärung Eichhorns^) folgend versteht er in 
Übereinstimmung mit seiner Ansicht von der Burggrafschaft 
unter dem Wizziggedinge die drei echten (ungebotenen) Dinge 
des Grafen, die „ein Jeder weiss" (I, S. 102). Davon scheidet 
er nicht nur das (gebotene) Erbgütergericht, sondern auch das 
„hohe Gericht (iudicium sanguinis)", ebenfalls als burggräfliches 
Reservatrecht (I, S. 103). 

Die Frage nach der ältesten Gestalt der Kölner Ver- 
fassung konzentriert sich bei Arnold auf die Burggrafschaft 
und den Kölngau. Hier allein auch hat er neue Quellen er- 
schlossen. Indes sind diese doch nicht reichhaltig und beweis- 
kräftig genug, um den ganz und gar hypothetischen Charakter 
seiner Ausführungen zu verbergen, die in allen ihren Einzel- 
heiten schliesslich auch wieder auf das Burggrafenweistum 
von angeblich 1169 zugeschnitten sind. 



>) Und Magdeburg. 

*) Den Zweck dieses priv. de non evoc. sieht A. in der Erhaltung 
der alten Freiheit gegenüber den „Übergriffen des Burggrafen oder Erz- 
bischofs." Sonderbar! Die eigentlichen Otton. Privilegien hatten ja 
angeblich gerade den Zweck „die Rechte der Bischöfe auf Kosten der 
weltlichen Herren zu erweitem" und „vielleicht" den „altfreien Stand 
unter dem Schutz der Kirche vor weiteren Bedrückungen sicher zu 
steUen" (I, S. 125). 

») Gott. Gel. Anzeigen 1826, S. 1254 f. („Gericht an bestimmten, aU- 
bekannten Tagen") nach Günther, Cod. dipl. Eheno-MoseUan. 11. 1823. 
S. 480 „wissenhafte ding""-, cf. auch Fahne, Kölnische Geschlechter. I. 
1848, S. 9. 
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Dass K. Hegels berühmte Kritik vom Jahre 1854^) hier 
einsetzen musste, liegt auf der Hand. Sie hat in der That 
Arnolds Hypothesen, von dem grundlegenden Begriffe der 
civitas publica an (S. 170 f.) ,2) fast Punkt für Punkt erschüttert. 
Gleichwohl, soweit die ältesten Verhältnisse und Köln in 
Betracht kommen, hat sie vielmehr verwirrend und rück- 
schrittlich als klärend und fördernd gewirkt.^) Es war zwar 
immerhin ein Verdienst, dass Hegel neben den Urkunden 
auch die Karte zu Eate zog und danach dem Kölngau seine 
geographische Lage im Kreise der übrigen niederrheinisch- 
ripuarischen Gaue anwies. Er ist dabei mit G. Landau^) 
ganz damit einverstanden, dass diese alle infolge des schon 
im 8. und 9. Jahrh. eingetretenen Zerfalls Ripuaiiens „selbst- 
ständig gewordene Centgrafschaften" (S. 166) seien. Anderer- 
seits aber bedarf es für ihn „keiner näheren Nachweisung, 
dass die römische Territorialeinteilung in civitates von den 
germanischen Eroberern auch für die Gaueinteilung bei- 
behalten wurde, dass demnach in der fränkischen Reichs- 
verfassung civitas gleichbedeutend war mit pagus" (S. 165). 
Demnach wäre die Selbständigkeit auch des Kölngaus von 
jeher vorhanden gewesen. 

Mag nun dieses oder jenes seine wirkliche Ansicht sein: 
wichtiger ist es, dass Hegel es war, der, im Banne des 
Dogmas, „dass die Gauverfassung den Unterschied von Stadt 
und Land nicht kannte" (S. 170)^) Arnolds Ansicht (oben 
S. 21) ergänzt und schon den comes Coloniae von 849 als 



^) Allgem. Monatsschrift für Wissenschaft u. Literatur. 1854, S. 155 
bis 185. 

*) Er findet das Charakteristische der civitas (villa, curtis) pubUca 
im Gegensatz nicht des Staatseigentums und des kgl. Privateigentums 
(einen solchen kennt das fränkische Becht nicht), sondern des kgl.-staat- 
lichen und des grundherrlich-privaten Besitzes: eine Stadt (Dorf, Hof), 
„die unter kgl. B.eamten stand und aus der der König die Einkünfte bezog, 
woraus unmittelbar nichts für die Freiheit der Bewohner folgt" (S. 170). 
Also doch mittelbar!? Auch von der Eigentümlichkeit der civ. regia hat 
oder wenigstens giebt Hegel keine klare Vorstellung. 

*) Dem Urteil Heuslers (Der Ursprung der deutschen Stadtverfassung. 
Weimar 1872, S. 6, auch 88 ff.) über Hegel kann ich nur beistimmen. 

*) Territorien, S. 351. 

») S. auch unten S. 30, Note 3. 
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Gaugrafen in Verbindung mit dem Kölngau gebracht hat. 
Dagegen erklärte er den Kölner Stadtpräfekten oder Burg- 
grafen von 1032 als einen wohl „an die Stelle des früherhin 
unabhängigen Grafen des Kölngaus" getretenen,^) aber doch 
wesentlich von ihm verschiedenen neuen bischöflichen Beamten 
oder Vassallen (S. 165 ff.).^) 

Mit grösserer Schärfe war die Exemtionstheorie bis dahin 
nicht ausgesprochen worden. Hegels Ansicht von der Bildung 
der Stadtgrafschaft, d. h. des Stadtgebietes, der Stadt Köln 
führt geraden Weges wieder zu Eichhorns Ottonischen 
Privilegien zurück: mit einem neuen Widerspruch, da Hegel 
sich bezüglich der Entstehung des Stadtgerichts sonst für 
Arnolds „Heinricianische Privilegien" entscheidet (S. 167 f.). 

Nachdem Hegel den einzigen Beweis Arnolds für eine 
altfreie Stadtgemeinde in allen civitates publicae ausser in 
Köln als zu leicht befunden 3) und für die eigentlichen Stadt- 
beamteh in den Bischofsstädten die bischöfliche Ministerialität 
erklärt hatte (S. 169 ff. 183 ff.), durfte K. W. Nitzsch (Mini- 
sterialität und Bürgertum im 11. und 12. Jahrhundert. Leipzig 
1859) ganz folgerichtig den Versuch wagen, auch in der Kölner 
Bürgerschaft nur hofrechtlich gebundene Leute, im Burggrafen 
nicht einen Vassallen, sondern einen „vom Reiche" stammenden 
Dienstmann, einen Pfalzbeamten wesentlich königlich-hofrecht- 
lichen Charakters zu sehen, dem mit der Beaufsichtigung der 
königlichen Pfalzministerialität und der Verwaltung der könig- 
lichen Pfalzeinkünfte die Verteidigung der „Pfalzburg" oder 
„Burgstadt" (civitas, urbs), d. h. nur der Altstadt, und die 
Markt-, Mass- und Münzpolizei übertragen war (S. 119. 144 ff. 
151 ff. 163 ff. 168. 186. 269. 279). Hatte Hegel das Burg- 
grafenamt für eine nachkarolingische Schöpfung sehr ver- 
schiedenen Ursprungs erklärt (S. 167), so fiel nach Nitzsch 



Hierin folgt ihm offenbar L. Ennen in dem unten S. 36, Note 3, 
genannten Aufsatz von 1856, S. 23. 

*) Ital. Städteverfassnng ü, S. 394 ff., hat sich H. noch nicht über die 
Herkunft des Amtes ausgesprochen; er bemerkt nur, dass EB. und Burg- 
graf den Hochgerichtsbann unabhängig von einander vom Beiche besitzen. 

^) Dass ein Teil der Bürgerschaft persönlich frei gewesen sei, giebt 
er S. 170 u. 171 zu; cf. auch Ital. Städteverfassung n, S. 419 ff., gegen 
n, S. 382. 
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seine Entstehungs- und zugleich Blütezeit genauer in die 
früheren Jahrzehnte der Sachsendynastie, in eine Zeit, der die 
Verleihung der Immunität unter eigenem Vogt und villicus 
oder scultetusi) an den Bischof bereits vorhergegangen war 
(S. 144. 207 ff. 239. 271. 278). 

Vom Boden des kaufmännischen Verkehrslebens ging dann 
schon unter Otto I. die neue Bewegung aus, die den Bischöfen, 
in Köln Brun dem I., einen bald grösseren bald kleineren Teil 
der Regalien, vorab die Marktgerichtsbarkeit, zuwandte: könig- 
liche Privilegien, von denen jene jedoch nur insoweit Gebrauch 
machten, als sie diese Rechte nicht ihren anmassenden Kirchen- 
vögten übertrugen, sondern den alten Burggrafen, unter dem 
Titel einer neuen Vogtei, beliessen (S. 215 ff. 222). So ver- 
einigte sich denn nun im Burggrafen königliches wie bischöf- 
liches Hofrecht. Bischof wie König — jeder konnte „in ge- 
wissem Sinne die Sta^t seine civitas nennen" (S. 279. 284). 

Diesen Doppelcharakter des burggräflichen Amtes 2) 
spiegelt das Kölner Weistum von 1169 wieder, mit dem noch 
das wenig frühere 3) Kölner Dienstrecht zu vergleichen ist.^) 

Hiernach besass noch im 12. Jahrhundert trotz seiner 
herzoglichen Gewalt nicht der Erzbischof von Köln oder sein 



*) In Köln ist nach N. S. 272 f. der Vogtstitel nur vom ministerialischen 
villicus usurpiert; einen eigentlichen Vogt des Domstifts oder der bischöf- 
lichen Immunität kennt N. offenbar nicht: eine für seine Theorie sehr 
bedenkliche Lücke. 

2) Schon von Hegel, Ital. Städteverfassung ü, S. 395, vermerkt 
(s. vorige S., Note 2). 

') Nitzsch, S. 17 setzt es zwischen 1063 u. 1176; die Kontroverse 
(cf. Eichhorn, D. Staats- u. RG. n, S. 392 mit S. 73; Hinschius, 
Kirchenrecht n, S. 189, Note 7; Ennen, Gesch. d. Stadt Köln I, S. 435; 
Waitz, VG. V, S. 303 u. 307) ist jetzt durch Frensdorff, Mitteil. a. d. 
Stadtarchiv v. Köln 12 (1883), S. 14ff. wohl ,endgiltig aufgehoben: das 
Dienstrecht ist nach 1154 und wahrscheinlich vor 1158 entstanden. 

*) Auch den Schied von 1258 (Quellen II, Nr. 384, S. 380 ff.) und 
das Schöffenweistum von 1375 (Lac. m, Nr. 768, S. 667 ff.) zieht N. heran, 
aber mit der für seine befangene Forschungsweise charakteristischen Vor- 
aussetzung, „dass in diesen drei Urkunden das Verständnis mancher ur- 
sprünglichen Einrichtungen aUmählich sich verliert und die Auffassung 
daher, je später desto schiefer und unrichtiger erscheint" (S. 120). Dann 
bleibt freilich nur das Dienstrecht als eigentliche Stadtrechtsurkunde übrig, 
obwohl es — der Stadt gar nicht gedenkt. 
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Schultheiss, der den Vogtstitel beanspruchte, den Blutbann 
über die Stadt, sondern nur der hochadelige (nobilis)') Burg- 
graf. Das Wizziggeding war das placitum iniussum oder 
legitimum der Kölner kaufmännischen Censualenbevölkerung, 
das Erbgütergericht dagegen das herrschaftliche Bauding der 
hörigen (dageskalkischen) Gewerksieute: beides hof rechtliche 
Stadtgerichte, gehegt vom Burggraf -Vogt und seinen von den 
ministerialischen officiales der gesamtstädtischen Genossen- 
schaft der „Richerzeche" gestellten Schöffen. Dagegen ent- 
sprachen in Köln 2) dem hof rechtlichen Niedergericht der villici 
die Burgerichte der magistri parochiales (S. 15 ff. 120 ff. 198 ff. 
223 ff. 230 ff. 270 ff. 278 ff.). 

Wa;nn und wie Köln (und Regensburg) in jenes „eigen- 
tümliche" „Stadium einer geschlossenen hofrechtlichen Ver- 
fassung" eintraten, entzieht sich der Kenntnis. Genug, dass 
kein städtisches Institut sich „einfacher und besser" erklären 
lässt und dass die „officiales de Bigirsegheide^^ von 1169 
ihren hofrechtlichen (Amtleute-) Charakter erwiesen haben 
(S. 203). Der leichtfertige Schluss von den fünf Ministerialen- 
officia des Dienstrechts auf die officiales des Weistums (S. 15 ff., 
bes. S. 18) — das ist neben den Arnold-Hegelschen „vm 
probatissimi^'' der Bettziechenweberurkunde von 1149^) die will- 
kürliche Voraussetzung und zugleich der einzige Beweis für 
die Hypothese Nitzschs! Dabei bleibt man ganz im Unklaren 
über die Rechtsverhältnisse der freien Stadtbewohner, deren 
Existenz doch auch Nitzsch nicht völlig abzuleugnen wagt, 
wenn er sie auch für wenig zahlreich erklärt (S. 168 u. 257). 
Endlich hat er sich auch nicht über das Verhältnis der Pfalz- 
burgstadt Köln zum Kölngau,*) des Kölner nachkarolingischen 



*) Man kann nach Nitzsch, S. 70 u. 77 frei oder gar nobilis und 
doch Ministerial sein. 

') Sonst erklärt Nitzsch S. 197 „das buerding oder purgting als das 
städtische buwedinc" (Bauding). 

8) Lac, ÜB. I, Nr. 366, S.251; cf. Arnold a.a.O. I, S.406; Hegel 
a. a. 0. S. 184. 

*) Nach S. 204 hat erst „die frühe Ummauerung" die Römerstädte 
als Burggrafensprengel in einen „Gegensatz zu den (Stadt-)Gebieten" ge- 
bracht, die von „ausgedehnten Forsten", einer „Menge von grösseren und 
kleineren Gewässern" und Dörfern bedeckt wurden. Aber auch nachher 
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Burggrafen zu dem karolingischen comes Coloniae, sowie 
dieses letzteren zu dem schon vorburggräflichen Immunitäts- 
(Kirchen-)Vogt geäussert. Man wird annehmen dürfen, dass 
er hier in der Hauptsache mif Hegel einverstanden gewesen 
ist, der seinerseits übrigens gegen Nitzschs glänzende und 
kombinationenreiche Theorie seine frühere Ansicht (s. oben 
S. 25) aufrecht erhielt, ohne doch wesentlich neue Gesichts- 
punkte vorzubringen. 1) 

Einen bedeutenderen Schlag führte im gleichen Jahre 1859 
K.Fr. Stumpf gegen die Hauptstütze aller bisherigen Theorieen 
über die älteste Verfassung Kölns und der deutschen Städte 
überhaupt.2) Er erklärte 3) das Burggraf enweistum von 1169 
für eine Fälschung aus dem Anfang des 13. Jahrhunderts.^) 
Zwar traten alsbald L. Ennen^) und G. Eckertz in den 
„Quellen zur Geschichte der Stadt Köln" (I. Köln 1860), mit 
denen die Kölner Stadtgeschichte auf eine neue, breite Basis 
gestellt wurde (S. 554 ff.), dann noch einmal Ennen in seiner 
„Geschichte der Stadt Köln" (I. Köln 1863. S. 561 ff.) und in 
seinen Spuren E.M. Lambert („Die Entwickelung der deutschen 

lag, wie bei Regensburg, Augsburg und Strassburg, bei Köln trotz der 
Burggrafschaft der „Inselmarkt und sein Kern, der Heumarkt, der eigent- 
liche Markt des Grosshandels, ausserhalb der Römerstadt" (S. 187). 
Und unter das burggräfliche Gericht fielen doch gerade die kaufmännischen 
Censualen der Vorstadt („im Gegensatz zu den altstädtischen ministeriales 
und dagescalci " S. 200). Es kommt hier nicht darauf an, dass jene ganze 
Rheininsel überhaupt nur eine auf einem Missverständnis beruhende Er- 
findung Wallraffs (Beitr. z. Gesch. d. Stadt Köln u. ihrer Umgebungen, 
S. 16 f.) ist, wie H. Düntzer in Picks Monatsschrift f. d. westl. Deutsch- 
land IV (1878) S. 262 ff. u. VI (1880) S. 462 nachgewiesen hat. 

') Hist. Zeitschr. H (1859) S. 447. 451. 

*) K. Fr. Stumpf, Zur Kritik deutscher Städteprivilegien im 12. Jh.: 
Sitzungsberichte der Wiener Akademie, philos.-hist. Kl. 1859. Bd. 32. 
S. 603 ff. 

^) Vor ihm hatte schon F. Bondam, Charterboek der Hertogen van 
G^lderland. I. Utrecht 1783 ff. , S. 243 ff. Bedenken gegen die Datierung 
geltend gemacht. 

*) Genauer nach der Ermordung EB. Engelberts I. (1225); als Muster 
sei die Vogteiverleihungsurk. EB. Philipps I. (L a c, ÜB. I, Nr. 434, S. 304 
= Quellen I, Nr. 77, S. 556) anzusehen (S. 628 ff. 634 ff.). 

8) Dessen von Eckertz, QueUen I, S. 554, Note 1 erwähnter „be- 
sonderer Artikel" („Der Kölner Schiedsspruch v. J. 1169. Köln 1860") 
war mir nicht zugängUch. 
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Städte-Verfassungen". TL. Halle 1865. S. 153 ff.) für die Echt- 
heit der Urkunde ein: vergeblich. Die Forschung hat sich 
ganz allgemein Stumpfs Verdikt angeschlossen ;i) nur in 
Einzelheiten gehen die Meinungen über die Entstehungszeit, 
-weise und -Ursache auseinander. Gleichwohl haben die Ver- 
fassungshistoriker fortgefahren, sich noch weiter auf jenes 
Burggraf enweistum zu stützen, seitdem Gen gl er die Losung 
ausgegeben hat, dasselbe sei wenigstens inhaltlich als echt zu 
betrachten.2) Den Beweis für diese Annahme hätte doch wohl 
der Versuch erbringen müssen, die ältesten Verfassungszustände 
Kölns zunächst einmal nur aus anderen Quellen zu ermitteln. 
Dass dies nicht oder doch nicht genügend geschehen ist, darin 
liegt der methodische Grundfehler, dem die Untersuchungen 
über die Kölner Urverfassung auch in den vier letzten Jahr- 
zehnten verfallen sind.^) Innerhalb der gleichen Voraussetzung 
von der ursprünglichen Zusammengehörigkeit der civitas Köln 
und des Kölngaus und der späteren Exemtion jener aus diesem 
hat sich daher ihre Fragestellung wenig gegen früher ver- 
schoben. Nach wie vor ist Köln das dankbarste Feld für die 
stadtgeschichtliche Hypothesenbildung geblieben: in Einzel- 
heiten wie im Ganzen. 

So, wenn Hegel gegen Nitzsch an der Einheitlichkeit 
des Schöffengerichts unter Burggraf und erzbischöflichem Vogt 
zugleich festhielt*) oder Gengler^) und Lambert^^) im Gegen- 

^) Litteratur bei R. Tann er t, Mitteil. a. d. Stadtarchiv von Köln. 
II (1883). Auch Ennen soll später seinen Widerspruch aufgegeben haben, 
cf. Hegel, Chron. d. d. Städte, XIV, S. XXXI. 

*) Codex iuris municip. I. Erlangen 1863. S. 522 ff. Dass ein noch 
dazu oberflächlicher Lokalhistoriker wie Ennen dieses Denkmals, das er 
für den „Grundpfeiler" der kölnischen, ja überhaupt „jeder städtischen 
Verfassungsgeschichte" hielt, nicht entraten mochte, wird man ihm weiter 
nicht verdenken. 

8) Ich nenne nur Heusler, Der Ursprung der deutschen Stadt- 
verfassung, Weimar 1872, S. 74, sowie Uhlirz, Mitteil. d. Österr. Inst. 
XVI (1895), S. 533f. Von dem müssigen Streit über das „Privilegium 
vetustum", die behauptete Vorlage des Weistums, will ich gar nicht reden. 
Einer Fälschung hierin ohne weiteres zu vertrauen verrät eine unkritische 
Gutgläubigkeit, deren sich Heusler S. 138 am wenigsten hätte schuldig 
machen dürfen. 

*) Eist. Zeitschrift H, S. 447. «*) a. a. 0. S. 526. 

^) a. a. 0. n, S. 164. In das schroffe Verdammungsurteü Heuslers 
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Satz zu Arnold (I S. 108) das Erbgütergericht (iudicium de 
hereditatibus) nur als eine Seite des Wizziggedinges auffassten. 
Zweifellos ist nur, dass es sich bei letzterem nicht etwa um 
ein Dorf- oder Stadtmarkgericht,0 sondern um das Echteding 
des Landrechts handelt. Es wird dreimal jährlich vom Burggraf 
und seinen Schöffen (senatores) gehegt. Die Richerzeche aber 
hat gar nichts damit zu schaffen — das ist das wichtigste, 
positiv neue Ergebnis, das der Verfassungsgeschichte aus der 
Unechtserklärung des Burggrafenweistums zugewachsen ist.^) 

Im Zusammenhang damit steht es, dass auch die Frage 
nach der Bedeutung der ständischen Gliederung für die Stadt- 
bildung und älteste Stadtverfassung immer mehr in den Hinter- 
grund getreten ist. 

Schon Lambert hat gegenüber der Annahme einer Über- 
zahl von städtischen Ministerialen, von Beamten, dem freien 
Element einen grösseren Raum gewährt (I, S. 210, 213 ff., 
217 ff.). Aber wenn er auch bezüglich Kölns den Schluss von 
Burggraf und Schöffen auf eine freie Gemeinde für unzulässig 
hält (II, S. 48, auch S. 148 ff., 165 ff.), so soll doch gerade 
Köln die erste „freie" Reichsstadt, von Anfang an mit freien 
Bürgern, von Anfang an sogar mit eigenem Grafen, 3) gewesen 
sein (n, S. 5, 161. 308). 

Das erlösende Wort hat hier G. L. von Maurer ge- 
sprochen. Seine Theorie von der urgermanischen Ansiedelungs- 
weise nach Marken als dem Keim der Höfe, Dörfer und Städte*) 

(S. 8 Note) über dieses Buch, wenigstens den 2. Bd. (Köln), kann ich nicht 
einstimmen. L. hat manche sehr gute Bemerkung. 

') G. L. V. Maurer, Geschichte der Dorfverfassung in Deutschland, 
n. Erlangen 1866. S. 127 ff. zunächst mit Beziehung auf ländliche Gebiete 
(Erbach, Kl. Süsteren), dann auch Köln. 

') Liesegang, Die Sondergemeinden Kölns. 1885, S. 56f.; Kruse, 
Zeitschr. d. Sav.-Stift. IX (1888) S. 152ff.; Korth, Annal. d. Niederrheins 
H. 50 (1890) S. 11; Hegel, Städte u. Gilden der germ. Völker im Mittel- 
alter, n. 1891, S. 330 ff.; zusammenfassend u. abschliessend Lau, Ent- 
Wickelung . . . 1898, S. 76—97. 

*) Er folgert das aus der Urkunde König Zwentebolds v. J. 898 (Lac, 
ÜB. I, Nr. 81, S. 43 f.) im Gegensatz zu Hegel (AUg. Monatsschr. 1854, S. 165), 
der die Zugehörigkeit der civitas Coloniensis zum Kölngau daraus gelesen 
hatte. Seine Gründe sind aber lediglich allgemein reflektiert und daher 
wertlos; s. auch unten S. 37, Note 2. 

*) Einleitung zur Geschichte der Mark-, Hof-, Dorf- u. Stadtverfassung 
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führt zwar auf die ursprüngliche Freiheit auch der Stadt- 
gemeinden zurück (wie sie auch den Untergang der Hörigkeit 
mit dem Emporkommen der Städte in Beziehung setzt), lässt 
aber für die Bürgerqualität nicht Freiheit oder Hörigkeit, 
sondern lediglich den Besitz städtischen Bodens massgebend 
sein. ^) 

Nicht nur für die jüngeren (grundherrlichen) Pfalzstädte, 
auch für die alten freien deutschen Bischofs- (Burg-, Graf- 
schafts-) Städte römischer Herkunft^) beansprucht v. Maurer 
die Gültigkeit seiner Markgemeindetheorie. Auch Köln, auf das 
sich sein Beweis wieder in erster Linie stützt, sei nach der 
Zerstörung durch die Franken nur als Dorf nach germanischer 
Weise vornehmlich durch freie Leute neu besiedelt und seit 
dem 6. Jh. etwa wieder aufgebaut worden. Noch im 9. Jh. 
werde es „villa" genannt») Erst nach und nach sei es durch 
neue Befestigung mit königlicher Erlaubnis zur Burg oder 
Stadt (civitas, urbs) emporgestiegen. Auch seine Stadtgemeinde 
sei nur aus der Dorfmarkgemeinde, seine Stadtverfassung nur 
aus der Dorf- oder Stadtmarkverfassung hervorgegangen. 



in Deutschland. Erlangen 1854, S. Iff. 332; Geschichte der Markverfassung 
i. D.. Erl. 1856, S. 1 ff. 21. 280 ff. ; Gesch. der Fronhöfe, der Bauernhöfe und 
der Hofverfassang in D. I— IV. Erl. 1862/63; Gesch. der Dorfverfassung in 
D. L Erl. 1865, S.20ff.; U (1866), S.17ff. 172 ff.; Gesch. d. Städteverfassung 
in D. I. Erl. 1869, S. 17. 25 ff. 30 ff. (Städte = ummauerte Dörfer). 44. 197 
bis 279. 466. 653 ff. 

*) Analog schon Dorfverfassung I, S. 133 (Bauer und Seidner), ü, S. 377; 
Fronhöfe HI, S. 129 ff. IV, S. 82 ff. 481 ff.; Städteverfassung I, S.88. 94. 131 ff. 
653 ff. — Cf. darüber G. L. Kriegk, Geschichte der Stadt Frankfurt a. M., 
1871, S.43; A.Heusler a.a.O. S. 95ff. 112 ff.; Waitz, DVG. V, S. 392, 
Nr. 4; Planck, Das deutsche Gerichtsverfahren im MA. I, 1878, S.63. 78; 
v.Below, HistZtschr. N.F. XXin(1888), S.202, Entstehung d. deutschen 
Stadtgemeinde, 1889, S. 5. 11 (dazu ühlirz, Mitth. d. Ost. Inst. XV, S. 490 f.), 
Ursprung d. deutsch. Stadtverfassung S.96. 114. 118; Gothein, Wirtschafts- 
geschichte d. Schwarzw. I, S. 69. 184 ff.; So hm, Entstehung der deutschen 
Stadtverfassung, 1890, S. 15. 61; Kaufmann, Münst. Progr., 1891, S. 13; 
Keutgen, Untersuchungen, S. 118. 134. 206; Rietschel, Civitas, 1894, 
S.80, Markt und Stadt, 1898, S. 179 ff. 190; Schröder, Lehrb. d. DRG.», 
S. 613. 623. 713. 

») Dass V. M. (Fronhöfe n, S. 153 ff., Städteverfassung I, S. 4 ff. 50. 78. 
91.104. IQ, S. 304) diesen Unterschied macht, unterscheidet ihn ebenfalls 
vorteilhaft von Nitzsch. 

8) Städteverfassung I, S.6. 9 mit Note 43; S.46. 
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Die gesamte Stadtgeschichtsforschung kennt keine leicht- 
fertigere Argumentation. Die villa Colonia, die in drei 
Kapitularien Karls d. K. vorkommt, <) würde schon hierdurch 
sich als westfränkischen Ort ausweisen — auch wenn nicht 
noch ausdrücklich der Herausgeber sie als „Coulaines prope 
Cenomannos'^ gekennzeichnet hätte. 2) 

Was von Maurer über den Kölngau bemerkt, aus dem 
heraus sich das „Dorf" Köln zur Stadt entwickelt haben soll, 
unterscheidet sich nur durch etwas vorsichtigere Fassung 3) 
von Arnold (oben S. 21). Seine Ansicht vom Kölner Stadt- 
oder Burggrafenamt, das hier ausnahmsweise 4) öffentlich- 
rechtlicher, nicht grundherrlicher HerkunjEt war,«^) ist wörtlich 
Hegel (oben S. 25) entlehnt.«) Der Stadtvogt dagegen ist 
ihm nur herrschaftlicher Beamter, der zugleich im Hofgericht 
über die erzbischöflichen Grundholden, wie im Centgericht 
über die ganze Stadt dingt. '^) Dass er das Wizziggeding 
endlich für ein zwar „echtes", aber nur markgenossenschaft- 
liches Gericht halte, ^) wurde schon (S. 30) bemerkt. 

Wie, warum, wann diese Entwickelung vom Gaudorf zur 
Stadt Köln stattgefunden hat, diese Frage hat von Maurer 
so wenig zu beantworten vermocht wie Eichhorn und alle 



1) MG. LL. I, S. 376 (843), 389 (846), 447 (856); in der neuen Ausgabe 
der Capitul. H, S. 253, 261, 424. 

«) LL. I, S. 376. 

^) Städteverfassung m, S. 320: „das spätere städtische Gebiet bestand 
ans einem grossen Teile des alten Gaues." 

*) Gerade wie Eichhorn (Ztschr. f. gesch. RW. I, S. 245 u. ü, S. 201); 
ich werde an anderer Stelle darauf zurückkommen. 

») Städteverfassung I, S.355. HI, S.316. 383 ff. 438; natürlich mit der 
Lehre, dass der Erzbischof Grafschaft und Königsbann erworben habe und 
der Burggraf nur sein Beamter sei; nach S. 467 freilich erhielt dieser den 
Bann noch direkt vom König. Für die oberflächlich-kompilatorische Arbeits- 
weise y. Maurers giebt es kaum einen sprechenderen Beleg als seine Dar- 
stellung des Burggrafenamtes; S. 467 hat erNitzsch S. 277 offenbar miss- 
yerstanden. 

8) Sädteverfassung m, S. 391. 

') Ebda, m, S. 393. 

^) Dorfverfassung 11, S. 127 f. ; es ist das Gegenstück zu seiner Ansicht 
vom Burggrafen. Merkwürdig ist dabei, dass gerade die Burrichter, die 
v.M. für die Stadtmarkvorsteher hält, nichts mit dem Wizziggedinge zu 
thun haben, sondern besondere „mit der Stadt vereinigte Dorfmarkgerichte", 
die Burgerichte, hegen (Städteverf. m, S. 266). 
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seine Nachfolgerin und sein Hinweis wieder auf die Immunität 
des 10. Jhs. als die zwar nicht stadtgemeinde- und damit stadt- 
verfassung-, wohl aber stadtgerichtbildende Kraft 2) musste um 
so unwirksamer bleiben, als er jenen Rechtsbegriff (III, S. 385) 
in sehr verschiedenem, jeder Klarheit und Schärfe entbehrendem 
Sinne gebraucht. In sehr zutreffender Weise hat das Hegel 
gerügt. 5) Vor allem aber ist durch ß. Sohms epoche- 
machendes Werk über die „Altdeutsche Reichs- und Gerichts- 
verfassung" (I. Weimar 1871, S. 347 ff.) auch^ dieser Begriff 
geklärt und die Immunität an sich als gänzlich belanglos 
für die öffentliche (gaugräfliche) Gerichtsorganisation er- 
wiesen worden. Das Immunitätsprivileg hebt die persönliche 
Gerichtsfolge der freien Immunitätsleute vor dem Volks- 
(Grafen-) Gericht nicht auf; es verleiht nur centenarische 
Kompetenz.^) 

Fast gleichzeitig mit So hm hat A. Heusler („Der 
Ursprung der deutschen Stadtverfassung". Weimar 1872, 
S. 15 ff., bes. S. 19) diesen Gedanken ausgesprochen. Ihm ist 
die Immunität nur die Vorstufe zum Erwerb der öffentlichen 
(Bann-) Gewalt, d. h. des Rechts, den Grafen zu ernennen 
(S. 48, 71), durch den Stadtherm iü den Ottonischen Privi- 
legien. Erst jetzt kommt die Stadt als ein durch Exemtion 
des Immunitätslandes aus dem gräflichen Amtsbezirk neu- 
geschaffenes staatsrechtliches Gebilde in Betracht (S. 44) und 
der Werdegang ihrer Verfassung vollendet sich im Erwerb 
der öffentlichen Gewalt des Stadtherm durch den Rat 
(S. 33). Es war ein Aufsteigen zur Freiheit unter dem Ein- 
fluss kaufmännischen Verkehrs (S. 100). Schon die Ottonischen 



^) Wie V. M. seine Annahme, dass schon die Frankenkönige die Stadt- 
mauern wiederhergesteUt hätten (Städteverfass. I, S. 6 u. 416), mit der „viüa 
Colonia" noch des 9. Jahrhunderts und seiner Theorie vereinigt, kann ich 
nicht erkennen. 

«) Städteverfassung I, S. 160. 446 f. 463. 658 ff. HI, S. 324 f. 

») Histor. Ztschr. XXIV (1870), S. 7 ff. 15 ff. ; auch schon Wai tz , Allg. 
Monatsschr. 1854, S. 256f. gegen v. Maurers „Einleitung". 

*) Seine präzise Scheidung zwischen öffentlichen und privaten Rechts- 
institutionen (Vorrede S. IX) trifft nicht nur Nitzsch, sondern auch 
V. Maurer. 

B) H. Brunner^ Deutsche Bechtsgeschichte n, 1892, S. 302. 

3 
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Privilegien wurden so aufgefasst. Die Kölner „Cronica"^ 
rahmte es Brun I. nach: „do vrijde he die stat Koelne^ 
(S. 50).2) 

Heuslers Untersuchung stellt sich genau genommen nur 
als einen Versuch dar, Arnolds Hypothese, in lebhafter 
Kontroverse gegen Nitzsch,^) zu revidieren und sorgfältiger 
zu begründen. Aber auch bei ihm wollen die Kölner Ver- 
hältnisse sich der Einordnung in das Schema der Theorie 
nicht fügen. 

Bezüglich des Kölngaus und des Kölner Burggrafen zieht 
er nur die Summe aus Arnold und Hegel (s. oben S. 20f. 
und 24). Er bemerkt (S. 56), dass „der comes Coloniae in 
Urkunden von 849 und der pagus Coloniensis einen starken 
Hinweis auf den Ursprung des Kölner Burggrafen" ergeben. 
Mit einem noch so „starken Hinweis" allein aber ist ebenso- 
wenig anzufangen wie mit der Definition der Burggrafschaft 
als „einer Entwicklungsform der alten Gaugrafschaft" (S. 70). 
Das sind Redensarten, keine Erklärungen. In Wahrheit hat 
Heusler sich von dem pagus Coloniensis überhaupt keine 
Vorstellung verschafft: wie vermöchte er sonst (S. 74) von 
seiner Theorie aus mit ihm noch die Burggrafschaft von 1279 
in Beziehung zu setzen? 

Neben dem alten vorottonischen Burggrafen soll ein erz- 
bischöflicher Immunitätsvogt „Anfangs gar nicht" haben auf- 
kommen können (S. 74). Notwendigerweise müsste dann in 
Köln auch die erzbischöfliche Immunität überhaupt und damit 
die Vorbedingung für ein Ottonisches Privileg gefehlt haben. *) 



•) Chroniken der deutschen Städte. Xm (Köln II), S.436. 

^) Die SteUe heisst voUständig: „do he btischove worden wm, do vride 
he die stat CoeUen van der gewalt, die ein heiser van altz over si plach 
zo haven, dat si daimae geinen heiser of roemschen honinge tribute me 
geven sovlde.^* Um etwas Gerichtliches handelt es sich also gar nicht. 
Übrigens hat diese der v. Brun. alt. c. 13 entlehnte Stelle für sich natürlich 
ebensowenig historischen V^ert wie die oben S. 16, Note 3 angeführte. 
Heusler selbst findet, dass vielmehr die sächsischen Könige als Befreier 
der Städte von der Bischofegewalt angesehen worden seien. 

*) Die hierher gehörigen Bemerkungen sind das Beste an der Ab- 
handlung, die freilich in Kap. IV selbst gerade noch genug unter Nitzschs 
Einfluss steht. 

*) Ebenso in Magdeburg und Eegensburg. 
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Denn wenn (S. 79) der Burggraf als „öffentlicher Beamter 
für die städtischen Immunitätsleute" vor den Ottonischen 
Privilegien an die Stelle des Vogts geschoben wird, so kann 
das nur als Taschenspielerei gegenüber der eigenen Theorie 
bezeichnet werden, die sich ihres Hauptargumentes beraubt 
sieht (cf. S. 70 ff.). 

Auch der Kölner Vogt bezeichnet darum eine Abnormität 
in Heuslers System. Er ist ihm in Wahrheit nur der Schult- 
heiss (Centenar) des öffentlichen Rechts, der allmählich infolge 
der Ottonischen Privilegien das parallel laufende Amt des 
herrschaftlichen Meiers (villicus) absorbiert hat (S. 84 ff., 140). 
Den Vogtstitel erhielt er erst später. Er trägt ihn also 
eigentlich zu Unrecht. Sein Amtsbezirk erscheint um nichts 
schärfer begrenzt als der des Burggrafen. War es die 
Kölngaugrafschaft oder nur die Stadt? — wir erfahren es 
nicht. 

Aber obwohl Centenar von Haus aus, hat der Vogt- 
Schultheiss an dem gebotenen Ding keinen Teil. Was 
Heusler über die Kölner Gerichtsorganisation bemerkt, be- 
deutet ebenfalls einen Versuch, die früheren Ansichten (oben 
S. 21ff., 27, 30) in Einklang zu bringen. Mit Hegel be- 
hauptet er (S. 135) die ursprüngliche Einheit auch des Kölner 
echten Gerichts. Erst später wurde aus diesem das Erbgüter- 
gericht, analog' wie aus dem Vogtding das grundherrliche 
Buding (cf. Nitzsch), abgezweigt (cf. Gengier u. Lambert). 
Es verhielt sich nun zum Wizziggeding wie das gebotene 
zum ungebotenen Gericht (cf. Arnold). Vorsitzender beider 
Gerichte blieb trotzdem der Burggraf») und damit „der ur- 
sprüngliche Zustand" erhalten (S. 139). Man darf billig die 
Frage aufwerfen, ob Heusler selbst sich wohl über den 
Zweck dieser Veränderung recht klar geworden ist. 

Den einzigen Gewinn aus dieser Kompromissdeduktion hat 
die Etymologie gezogen, indem Heusler den bisherigen Er- 
klärungen des Wortes „Wizziggeding" die Herleitung aus ahd. 



Bass der Centenar-SchnltheiBS-YUliciis-yogt „seinen Beisitz in diesen 
Gerichten verloren" habe (S. 140), ist natürlich eine gang willkürliche nnd 
angesichts seiner vorgeblichen Entwickelnngsgeschichte unmögliche An- 
nahme. — Fast ausschliessliche QneUe Heuslers ist wieder das Burg- 
grafenweistum nnd dessen angebliche Vorlage (s. oben S. 29; Note 3). 

3* 
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„wigöd = Gesetz, Bund" entgegengesetzt hat (S. 138 Note):^ 
wie mir scheint, mit vollem Recht. 2) 

Heuslers Schrift bedeutet die Selbstauflösung der älteren 
Stadtgeschichtsforschung. Es ist kein Wunder, dass nun zu- 
nächst die Verfassungsgeschichte der einzelnen Städte in den 
Vordergrund tritt und wirkliche Bausteine zu liefern sucht. 

III. Lokale und allgemeine Forschung 
der letzten Jahrzehnte. Die Sondergemeindentheorie. 

Das jyivLH Coloniae^^ 

In den „Chroniken der deutschen Städte" und den ver- 
fassungsgeschichtlichen Einleitungen, die K. Hegel denselben 
vorausgeschickt hat, vereinigt sich die allgemeine und die 
lokale Stadtgeschichtsforschung. Hatten in jener die Hypo- 
thesen über Köln und den Kölngau eine zwar typische Rolle, 
aber doch immerhin nur eine Rolle neben anderen Orten und 
Erscheinungen gespielt, so tritt speziell der Kölngau in Hegels 
„Verfassungsgeschichte von Köln" (Chron. XII = Köln I, 1875 
und XIV = Köln HI, 1877) wieder mehr in den Vordergrund. 

Die Vermittlerrolle fällt hierbei L. Ennen (Geschichte 
der Stadt Köln. I, Köln 1863) zu. 3) Die Umrisse seiner 



Ihni folgen v. Amira in Paul-Braunes Grundriss- der german. 
Philologie II, S. 7 (= „das zu Beobachtende") und R. Schröder, Lehrb. d. 
d. RG.8 S. 14, Note 17 (= „Recht"). Dagegen kehrt Hegel, Chroniken d. 
d. Städte XIV (Köln IE), S. XXXIV, Notel mit Thudichum, Die Gau- 
und Markverfassung in Deutschland, 1860, S. 70 wieder zu Arnold zurück. 
Ihm schliesst sich Lau, Entwicklung, 1898, S. 10, Notel an. 

2) Neben dem von Heus 1er a.a.O. beigebrachten „vi^^etahtia sala'* 
der althd. Übersetzung des Kapitulars v. J. 817 und den von v. Maurer 
vergewaltigten Stellen (Dorfverfassung H, S. 128, Note 34) verweise ich auf' 
eine schon von J. Grimm, Poesie im Recht (Zeit sehr. f. gesch. R'W. n, 
1816, S. 56) mitgeteilte Bannformel: f,ioir teilen deine wirtin zu einer 
wissenthaften wittwen und deine kinder zu ehe haften waiscn" (wi^^öd 
= ewa = lex: Recht, Gesetz) und auf das Weistum über Zülpich in 
Lacomblets Archiv I, S. 245, Art. 3. 6. 11, wo der Edelherr von Hengebach 
als „wislicher" Vogt bezeichnet wird, was natürlich nur „rechtmässiger" 
(legitimus) sein kann. Auszusprechen ist also „Wissiggeding", nicht 
„Witziggeding". 

3) In seinem 1856 erschienenen Aufsatz „Territoriale Entwickelung 
und Befestigung der Stadt Köln" (Annalen d. Niederrh. H, S. 19—37) hat 
E. sich noch nicht über die Gauverhältnisse ausgesprochen. Nur S. 23 
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Skizze von den Gauverhältnissen um Köln herum lassen in 
der Hauptsache die Eckertzsche Vorlage erkennen. Der ur- 
sprüngliche Gil- oder Kölngau umfasste nach Ennen das 
ganze Gebiet zwischen Rhein, Bonn-, Zülpich- und JtUich- 
gau.i) Sein Gaugraf dingte bald in Köln selbst mit stadt- 
kölnischen, bald auf dem Lande mit bäuerlichen Schöffen: ein 
Umstand, der die Einheit des Gaues allmählich zerstörte. 
Aus dem alten Kölngau bildeten sich zwei Gerichtsbezirke, 
„deren einer von dem Hauptorte den Namen Kölngau, der 
andere vom kleinen Gilbach den Namen Gilgau erhielt. Bei 
Köln mag die hervorragende Stellung und das Streben nach 
Abrundung eines besonderen Stadtgebietes zu solcher Ab- 
trennung beigetragen haben" (I, S. 1241). Diese hätte schon 
in der karolingischen Zeit stattgefunden. 

Der neue (engere) Kölngau war „auf die Stadt und deren 
nächste Umgebung, das später unter dem Namen Bannmeile 
und Erbvogtei bekannte Territorium, beschränkt" (S. 156) und 
bestand aus vier Centenen (S. 125). „Mitunter" sei allerdings 
auch später noch die Bezeichnung pagus oder ducatus Coloni- 
ensis für das gesamte Köln- und Gilgaugebiet gebraucht 
worden. 2) Von einer scharfen Abgrenzung der Begriffe Köln- 
gau, Gilgau, Stadt Köln ist also ganz und gar keine Rede. 
Dem Bild fehlt jede urkundliche Beglaubigung und kein Zug 
hält der Kiitik Stand. 

Dass Ennen in dem Burggrafen nui' eine richterliche, 
nicht eine Verwaltungsperson, nur den kgl. „Oberrichter über 
sämtliche städtische Einwohner" sieht; dass er das Amt nicht 
von der „Burg", sondern von der Kölner „Bur"-Genossenschaft 
ableitet (8.566 ff.); 3) dass er endlich nicht weniger als drei 



bemerkt er (nach Binterim u. Mooren I, S. 14f. und offenbar Hegel, 
Allg. Monatsschr. 1854, S. 165 ff. s. oben S. 6 und 25 mit Note 1): „Köln 
wurde in fränkischer Zeit Hauptort eines nach der Stadt benannten Gaues 
unter einem kgl. Gau-, später Burggrafen." 

^) Vom Nievenheimer Gau ist keine Rede. 

*) So in der schon oben S. 30, Note 3 erwähnten Urkunde König 
Zwentebolds vom Jahre 898 (Lac, ÜB. I, Nr. 81, S. 43 f.), die aber in Wahr- 
heit etwas ganz Anderes besagt; darüber später (m. u. IV. Abschnitt). 

8) Es scheint, dass er diese Etymologie (dagegen Lambert a. a. 0. IT, 
S. 162 und V.Maurer, Städteverfassung m, S. 316) Lacomblet, ÜB. n, 
1846, S. 113, Note 1 gedankenlos nachgeschrieben hat, der doch wenigstens 
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verschiedene Vögte für Köln beansprucht (S. 573) — Alles 
dies erwähne ich nur, um darüber hinwegzugehen. 

Was nun Hegel über den Kölngau vorbringt, ist um 
nichts klarer. Mit Binterim und Mooren (oben S. 7) 
erklärt er denselben für einen Teil der politischen Einheit 
(provincia, pagus, ducatus) Eipuarien;^) an Arnold und 
von Maurer (oben S. 21 und 32) klingt es an, wenn der 
Kölngau sich „nach den ihm bestimmt zugewiesenen Orten 
nicht weiter als bis auf zwei oder drei Stunden Wegs rings 
um die Stadt auf der linken Eheinseite" erstreckt haben 
soll; 3) im Sinne seiner Kritik von 1854 (oben S. 24) sucht er 
eine geographische Vorstellung auch von den Grenzgauen zu 
gewinnen. Trotz der geringen Ausdehnung des Kölngaus hält 
er es mit Ennen für wahrscheinlich, dass wenigstens Gil-, 
Nievenheimer- und Kuzziggau^) „nach ihrer Lage zwischen 
Erft und Rhein eher zur Grafschaft von Köln als zu der von 
Jülich und Bonn gehört haben".«^) Andererseits aber ist 
zuerst gerade von Hegel die Identität des Kölngaus und 
Gilgaus abgelehnt, ja sogar im Widerstreit mit der Kritik 

die Frage offen gelassen hatte, ob der Burggraf vom „alten Gaugrafen 
oder dessen Centenar (Hunne = Bunneister)" herzuleiten sei. Nach dem 
Aufsatz Ennens von 1856 erklärte seinerseits Lacomblet im Archiv f. 
d. Gesch. d. Niederrh. n, 1857, S. 181 den Burggraf für den Vertreter des 
Gaugrafen. 

Dagegen Lambert a. a. 0. ü, S. 172 ff. und W^aitz, DVG. Vn, S.337 
mit Note 4. 

^) Chroniken Xn, S.XTTT; das linksrheinische Bipuarien habe etwa dem 
alten Ubiergebiet entsprochen. 

') S. XIV; das ist immerhin etwas mehr als der „engere Kölngau" 
Ennens. Hegel begrenzt (Note 4) den Kölngau nach Lac, ÜB. I, Nr. 93, 
S.ölf., 941 Sept. (= Quellen I, Nr. 9, S. 460 ff. = Annalen d. Niederrh. 
H. 26/27, S. 342 f.) mit Rondorf, Kendenich, Frechen und Bocklemünd. Dass 
auch Horrem jenseits des Villegebirges dazu gehörte (Beyer, MR. ÜB. I, 
Nr. 100, S. 104, 864 Mai 21 und Lac, ÜB. I, Nr. 144, S. 89, 1005 Aug. 13) 
hat er nicht beachtet. 

*) Diese beiden letzteren fasst Hegel als unter- (Hundertschafts-) 
Gaue auf. 

*) In der Lage, wie Hegel (S.Xm) sich diese drei Gaue vorgestellt 
haben muss (Gilgau: s. von Neuss an der Gill; Nievenheimer Gau: bei Zons; 
Mtthlgau: um Gladbach und Erkelenz; Kuzziggau: um Bergheim), berührte 
keiner von ihnen den Bonngau und lag der Kutzgau nicht eigentlich 
„zwischen Erft und Rhein^'. 
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von 1854 (oben S. 24 f.) die politische Einheit der Stadt Köln 
und des Kölngaus für „unbeweisbar" erklärt worden:^) mit 
der ebenso merkwürdigen wie charakteristischen Voraussetzung, 
dass die Stadt Köln mit ihrem Gebiet „selbstverständlich" den 
Hauptbestandteil dieses kleinen Kölngaus gebildet habe. 2) 

Die gleiche Resignation bricht durch, wenn die kölnische 
Geschichte des 10. und 11. Jhs. für so quellenarm erklärt 
wird, dass weder die erzbischöfliche Stadtherrschaft noch die 
burggräflichen Befugnisse noch überhaupt die Stadtverfassung 
in dem Dunkel geschichtlicher Nacht zu erkennen seien. 3) 
Der feste Punkt für alle Kombinationen über die Zustände 
jener Periode, das treibende Moment für die Entwickelung 
der stadtkölnischen Verfassung im Sinne des tJbergangs der 
öffentlichen Gewalt auf die Bürger (cf. Heusler, oben S. 33) 
ist allein die Thatsache, dass die Erzbischöfe seit Brun I. 
sich im vollen Besitz der Regalien befanden: „sicher" durch 
ausdrückliche königliche Privilegien — nur dass diese nicht 
mehr vorhanden sind.*) 

Die Bevölkerung Kölns steht genau genommen dem Stadt- 
herm und seinem „ordentlichen" Grafen- und Schöffengericht, 
dem Wizziggeding,^) ursprünglich nur als eine rudis indigesta- 
que moles gegenüber. •) Nur in parochialen Teil- oder 



^) S.xrv, Note 4. Dagegen behauptet er S. XXTTT ff. wenigstens den 
genealogischen Zusammenhang zwischen den Kölner Stadt- oder Burggrafen 
und den früheren Kölngaugrafen; als ob der beweisbarer wäre! über die 
Genealogie der ersteren sind wir erst seit dem 12. Jahrhundert (Dynasten 
von Arberg) unterrichtet; cf. Fahne, Köln. Geschlechter I, S. 8ff. 

^) Ähnlich schon Lambert (oben S. 30, Note 3). Die letzte Schrift 
Hegels („Die Entstehung des deutschen Städtewesens." Leipzig 1898. S. 17) 
bringt nichts Neues und widerruft nichts. 

8) Auch Liese gang, Die Sondergemeinden Kölns, 1885, S. 9 bricht 
in diese Klage aus: nur verstehe ich nicht, mittelst welcher Quellen er 
dann „die Formen der stadtkölnischen Verwaltung" vom „Beginn der 
urkundenlosen Zeit des 10. und 11. Jahrhunderts" an „mit ziemUcher Sicher- 
heit erkennen" wiU. 

*) Chron. Xu, S. XXI ff; XIV, S. m. VII. XXVn (das erste erhaltene 
kgl. Privileg von Philipp von Schwaben: Quellen n, Nr. 23, 1206), XXVm. 
XXXVL 

^) Chron. XIV, S. XXXIV mit Note 2. Davon unterscheidet er das 
iud. de hered. als „echtes" Ding für Besitzübertragungen. 

«) Liesegang, Ztschr. d. Savigny-Stift. f. RG. XI (Germ. Abt.) S. U. 
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„ Sondergemeinden "0 organisiert, 2) schliesst sie erst im 
Anfang des 12. Jhs. sich zu einer Schwurgenossenschaft zu- 
sammen. 3) Seitdem erst kann von einer städtischen Gesamt- 
gemeinde die Eede sein, die nun sofort mit vollen Segeln auf 

^) Ich glaube recht zu gehen mit der Annahme, dass die Wertschätzung, 
deren sich die Sondergemeinden in den Kölner nnd danach überhaupt den 
Stadtverfassungshypothesen der letzten Jahre erfreuen, auf eine aus der 
herrschenden Ansicht (Stadt = Dorf in der Frankenzeit) folgerichtig hervor- 
gegangene und durch die Heranziehung des Schreins wesens (cf.M. Glasen, 
Erste Gründe des (!) Kölnischen Schreins-Praxis. Köln 1782) gestützte Be- 
hauptung Ennens (Annal. des Niederrh. U, 1856, S. 24) zurückzuführen 
ist, wonach die um die alte Römermauer entstandenen neuen Pfarrgemeinden 
nur der Dorf -Altstadt koordinierte Gebilde gewesen seien; cf. auch Lacom- 
blet, Archiv I, S. 239 ff. In der Gesch. d. St. K. I, S.125. 534. 627 ff. 712 
hat E. dann auch die Altstadt mit vier Centenen herbeigezogen (oben S. 37), 
die Priorität des Teilgemeinden behauptet (cf. auch Hans. Gesch. Bl. VI, 
1876, S. 235) und die Burschaften derselben als Träger eines besonderen 
„Kleinbürgerrechts" der Kaufmannsgemeinde gegenübergestellt. Ihr Übriges 
hat sodann die Theorie v. Maurers dazu gethan, indem sie die Burrichter 
zu Vorstehern der Kölner Dorfinark mit sinkender Tendenz auf blosse 
Lokalbeamte hin stempelte (oben S. 32, Note 8), welch letzteres sie dagegen 
nach Hegel, Hist. Ztschr. XXTV (1870) S. 12 „von jeher gewesen" sind. 
„Die Bedeutung der Spezialgemeinden für die gesamte Stadtverfassung" 
wirklich erkannt zu haben, nimmt Liesegang, Sondergem. S. 6 als sein 
Verdienst in Anspruch. 

2) Aus dem Charakter und Verlauf des Aufstandes von 1074 gegen 
Anno n. (MG. SS. V, S. 211) folgert H. (Chron. Xn, S. XVm ff.), dass damals 
noch keine gesamtstädtische Organisation existiert habe. Wer ist denn 
aber „die Gemeinde" gewesen, die des Königs Hilfe anrief? Schon Lam- 
bert a.a.O. n, S. 93 datiert mindestens seit 1074 die Existenz der unu 
versitas civium als "einer Rechtskörperschaft. 

*) Nach der bekannten Stelle der Ann. Col. max. z. J. 1112 (MG. SS. 
XVn, S. 749): „coniwatio facta est pro libertate". Auch Hoeniger, 
Westd. Ztschr. n, S. 227 ff., Mittheil. a. d. Stadtarch. Köln I, 1, S. 52 und 
Schreinsurkk. 11, 1, S. I ff.; Liesegang a. a. 0. S. 16 f. u. oft.; v. Below, 
Entstehung d. deutsch. Stadtgem. S. 38ff., bes. S. 42f.; Varges, Jahrbb. f. 
Nationalök. u. Stat. m, 8, S. 810, neuerdings wieder Hansen, DasBhein- 
ufer bei Köln und seine Bedeutung f. d. Entwicklung der Stadt (= Denk- 
schrift zur Eröffnung d. neuen Werft- u. Hafenanlagen zu Köln. 1898) 
S. 14 ff. (des Sonderabdnicks) stützen sich darauf. Allein über das Wesen 
dieser coniuratio ist gar nichts bekannt: nicht einmal, dass sie überhaupt 
politischer Natur war, wie Lau, Entwicklung S. 73 f. ganz richtig gesehen 
hat, der übrigens S. 74 u. 161 ff. selbst für die Priorität der Sondergemeinden 
eintritt (s. unten S. 45). Dagegen ist Hegel in der Anzeige dieses Buches 
Hist. Ztschr. 82 (N. F. 46) S. 132 schwankend geworden. 
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die Stadtautonomie hinsteuert, so dass sie bereits 1149 sich 
im Besitze eines örtlichen Mittelpunktes für ihre eigenen 
Verfassungs- und Verwaltungssachen, des Bürgerhauses, be- 
findet, unter eigenem Stadtsiegel Rechtshandlungen vornimmt 
(XIV, S. LXVn): 

Man muss die Sondergemeindentheorie als das notwendige 
Korrelat der Exemtionstheorie Eichhorns und seiner Nach- 
folger betrachten. Für die von neuer Wurzel entstandenen 
Städte einmal die Möglichkeit eines ursprünglichen Sonder- 
daseins hart aneinander grenzender Kommunen zugegeben: ist 
ein solches bei einer alten grossen Römerstadt wie Köln auch 
nur denkbar? Die Antwort ist meines Dafürhaltens wesentlich 
bedingt durch die Frage nach dem Schicksal der römischen 
Stadtmauer in Köln während der Frankenzeit; denn unter den 
Sondergemeinden der Stadt werden ebensowohl die sieben alt- 
städtischen wie die später rings um sie erwachsenen Parochien 
verstanden. *) 

Es wäre höchst sonderbar, wenn die Stürme der vielen 
germanischen Schilderhebungen gegen die römische Herrschaft, 
der Ein- und Überfälle fränkischer Horden über die politischen, 
militärischen und kirchlichen Centren gerade am Rhein dahin- 
gebraust wären, ohne auch äusserlich ihre Spuren zu hinter- 
lassen. Gewiss gingen damals nicht nur sehr viele Kirchen 
der fremden Priester in Flammen auf: auch gegen die 
strategischen Anlagen der Eroberer kehrte sich die Wut der 
Franken. Aber ganz sicher nicht weiter, als das eigene 
Interesse zuliess. Mag Salvian (5. Jh.) noch so sehr weh- 
klagen, Mainz sei vernichtet und zerstört, Köln voll von 
Feinden, Trier durch viermalige Verwüstung heimgesucht: 2) 
ganz so schlimm stand die Sache doch nicht. Selbst der 
Trierer Bürger sah sich nicht so durch Feindesgewalt an Hab 



Glasen a.a.O. S.36ff.; Ennen, Gesch. d. Stadt Köln I, S. 704 ff. 
und „Bas alte Pfarrsystem in der Stadt Köln": Annalen des Niederrh. 
H. 23 (1871) S. 23—45; Hegel, Chron.XIV, S.LXVI; Liesegang, Sonder- 
gemeinden S. 10. 33. 35 und Ztschr. d. Sav.-Stift. XI. (Germ. Abt.) S. 4. 26 ff. ; 
Kruse, Ztschr. d. Sav.-Stift. XI, (G. Abt.) S. 201 ff.; Korth, Köln im MA.: 
Annalen d. Niederrh. H.50 (1890) S. 5 f.; Lau, Entwicklung S. 118f. 160 f. 

2) De gubem. Dei VI, § 39 u. 77 (MG. Auct. antiquiss. I, S. 74); epist. 
I, § 5 (ebda. I, S. 108). 
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und Gut geplündert, wie er selbst an Moralität eingebüsst 
hatte.*) Aus Salvian spricht die zelotische Übertreibung des 
Busspredigers. Apollinaris Sidonius berichtet nur von einer 
Rechtsumwälzung durch die Franken, 2) und aus Gregor von 
Tours erfahren wir durchaus zuverlässig, dass die fränkischen 
Heerführer, mochten sie auch die Vernichtung der feindlichen 
Bevölkerung und ihres Besitzes in ihr Programm aufgenommen 
haben, 3) den Vorteil einer befestigten Stadt sehr wohl zu 
schätzen wussten.^) Die ursprüngliche Abneigung der Ger- 
manen gegen feste Plätze war in der Berührung mit der 
römischen Kultur längst einer praktischeren und vor- 
geschritteneren Auffassung gewichen. Nicht von ungefähr 
haben die ripuarischen Frankenkönige ihre Residenz in der 
alten Metropole am Niederrhein aufgeschlagen. So ist denn 
auch die ganze Frankenzeit hindurch immer wieder von den 
Mauern der civitas Köln die Rede.^) Bis in unsere Tage 
hinein haben ihre Reste der Zeit getrotzt und Kunde gebracht 

De gnbem. Dei VI, § 72 (a. a. 0. I, S. 79). 

') Epist. 4, 17 (MG. Auct. antiqn. Vin, S. 68): „sermonis pompa Bo- 
mani . . . Belgicis olim sive Bhenanis abolita terris in te resedit . . . etsi 
ajmd limitem ipsum Latina iura cecideruntf verba non titibbant*^ 

8) Lib. bist. Franc, (rec. A) c. 8 (MG. SS. rer. Mer. n, S. 250). Ammian. 
Marceil. XV, 8, § 19 (ed. Gardtbausen) lässt im Jabre 355 an Kaiser 
Julian die Nacbricbt gelangen, ^fiohniäm Agrippinam ampli nominis 
ttrbem üi secunda Germania pertinaci barbarorum obsidione reseratam 
magnis viribus et deletam"\ trotzdem wird Köln scbon zum folgenden 
Jabre (XVI, 3, § 1) wieder als „urba munitisrnna" bezeicbnet. Also aucb 
bier offenbare Übertreibung; gemeint sind aber wobl nur die Häuser 
der Stadt. 

Gregor. Tur. bist. Franc. VI, 41 (MG. SS. rer. Mer. I, S.281); „ChiU 

pericus rex misit ad duces et comites dvitatum nuntius, ut mwrus 

conponerent urbium resque suas cum uocoribiM et filiis infra murorvm 
munimenta concluderent/^ 

6) Lib. bist. Franc, c. 38 z. J. 612 (MG. SS. rer. Mer. IT, S. 308); Lac, 
ÜB. I; Nr. 15 (794—800); Wandalb. Prüm, de mensium Xn nomin. v. 365 f. 
z. J. 848 (MG. Poet. Lat. aevi Carol. n, S. 616) : 

„Dulcia me Hreni quo tempore litora alebantj 
Maxim a Agrippinae veteria quis moenia praesunt.^ 

Das war gleicbzeitig mit dem comes Coloniae Werinarius (oben S. 16, 
Note 2). — Nacb wiederbolten Stadtbränden wurde 883 „Agrippina Cohnia 
absque aeccleaiis et monaateriis reaedificata, muri eiua cum potiia et 
vectibua et aeria ir^taurati"* : Ann. Fuld. (MG. SS. I, S. 398). 
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von der gewaltigen Anlage und Widerstandsfähigkeit Jenes 
römischen Bauwerkes. ') 

Wenn also neuere Forscher im Sinne von Maurers (oben 
S. 31) behaupten, die Völkerwanderung habe die Römerstädte 
an Rhein und Donau „in Schutthaufen" verwandelt,') speziell 
in Köln hätten die Franken „keinen Stein auf dem andern" 
gelassen, 3) so giebt es dafür nicht die Spur eines Beweises. 
Schon Hegels Ansicht, dass die Zerstörung nicht „gänzlich"*) 
oder „nicht sehr bedeutend" &) gewesen sei, besagt, wie ich 
glaube, zu viel. Mag auch den Sturmläufen der Belagerer, 
dem Übermut der einziehenden Eroberer hier und da ein 
Stück Mauer zum Opfer gefallen sein:*») als Ganzes hat die 
Römermauer Völkerwanderung und Normannennot überdauert.') 

Wie man es sich nun vorstellen will, dass innerhalb dieses 
einheitlichen Mauerberings auch nur zwei bürgerliche Ge- 



*) H. Düntzer, Der Umfang des ältesten römischen Köln (Westd. 
Ztschr. IV, S. 23—43); Hübner, Römische Herrschaft in Westeuropa. 1890, 
S. 142 ff.; S. Rietschel, Die Civitas auf deutschem Boden. 1894, S. 63; 
Colonia Agrippinensis. Festschrift zur XLTTT. Versammlung deutscher 
Philologen u. Schulmänner in Köln [hgg. von Schnitze, Steuernagel 
u. Nissen]: Bonner Jahrbücher H. 98 (1895), bes. S.8— 17 („Die römische 
Stadtmauer"). Über die Grössenverhältnisse s. oben S. 21, Note 1; die „Fest- 
schrift" S. 8 giebt die Grundfläche allein der Mauern zu 96, 80 ha an. 

«) Rathgen, Entstehung der Märkte. 1881, S.4. 

") Lamprecht, Skizzen zur Rheinischen Geschichte. 1887, S. 102. 
Seine Argumente sind zu charakteristische petitiones principii für die ge- 
samte herrschende Richtung in der Städteforschung, als dass ich sie nicht 
hierhersetzen sollte. „Es bleibt wahrscheinlich", sagt er, „dass dieses Vor- 
gehen mit dem Widerwillen der Deutschen jener Zeit gegen jedes Städte- 
leben überhaupt zusammenhängt. Überdies war in der Verfassung der 
germanischen Urzeit und in ihrer weiteren Ausbildung im Sinne des frän- 
kischen Rechts kein Raum für die städtische Entwickelung und für eine 
besondere politische Stellung der Stadtgemeinde gegenüber der Land- 
gemeinde." Nicht ein Satz ist daran richtig. 

*) Ital. Städtevfg. n, S. 381. 

») Chron. Xu, S. VI; Städte u. Gilden n, S. 323, 325, 326 sucht er diese 
übrigens auch von Ennen, Hans. GJBl. VI, S. 225 f. acceptierte Ansicht mit 
der Sondergemeindentheorie in Verbindung zu setzen. 

•) Mir scheint das „componerent" (nicht etwa „exatruerent^^l) bei 
Greg. Tur. (cit. Tor. S. Note 4) recht bezeichnend zu sein : die Mauern sollen 
„ zusammengeflickt '* werden. 

^ Das Richtige hat hier Gengier, Cod. iur. munic. I, S. 518. 
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meinden in voller Unabhängigkeit neben einander sollen 
existiert haben, darauf vermag ich eine Antwort nicht zu 
gewinnen, i) 

Ob daher diese altstädtischen Sondergemeinden — nur 
von ihnen rede ich zunächst — den alten fränkischen Bauer- 
schaften entsprachen, wie Ennen (I, S. 606) und Gobbers 
wollten; 2) ob sie alte Centenen mit eigenen Schöffenkollegien 
und echten Dingen waren, wie Liesegang früher annahm, 3) 
oder alte lokal „genossenschaftliche" Eechts- und Gerichts- 
gebilde, wofür er sie später erkannte;*) ob sie ohne alle 
markgenossenschaftliche, agrarische oder öffentlich-gerichtliche 
Zwecke „von Anfang an" lediglich „als Verbände für städtische 
Zwecke" nach und nach künstlich geschaffen worden sind, wie 
G. von Below behauptet;^) ob sie gar wirkliche frühere 
Landgemeinden waren und Köln also durch regelrechten 
Synoikismos entstanden ist, was Sohm,«) V arges ^) und 
Hansen^) vorziehen; oder endlich, ob sie von jedem dieser 



') Auf die späteren Altstädte und Neustädte darf man sich nicht 
berufen; hier ist die Scheidung stets durch besondere Mauern hergestellt. 
Solche fehlen aber bei Köln gänzlich. 

*) Die Erbleihe und ihr Verhältnis zum Kentenkauf im mittelalter- 
lichen Köln des 12. — 14. Jhs.: Zeitschr. d. Savigny-Stiftung. IV (Germ. 
Abt.) S. 175. 

«) Sondergemeinden S. 10 ff. 26 if. 33 ff. Seine Hypothese ist nichts 
als ein unglücklicher Versuch, die späteren Zustände Kölns, den Centenen 
E n n e n s (oben S. 37) einerseits, den Untersuchungen Sohms u. Heuslers 
über das ältere fränkische Gerichtswesen andererseits anzupassen; Zeitschr. 
d. Savigny-Stiftung, XI (G. A.) S. 11 hat er sie selbst z. T. aufgegeben. 
Sie wird geteilt von Hoeniger, Westd. Zeitschr. ü, S. 227—248; Annal. 
d. Niederrh. H. 46, S. 72; Schreinurkk. n 1, S. Iff., sowie von Korth, 
Annal. d. Niederrh. H. 50, S. 10 f. 

Zur Verfassung der Stadt Köln; Zeitschr. d. Sav.-Stift. XI (G. 
Abt.) S. 4. 11 (mit Note 2) ff. 21. 34. Zwischen den „Sondergemeinden" 
und diesem Aufsatz liegt die gleich zu nennende Abhandlung Kruses. 

*) Die Entstehung der deutschen Stadtgemeinden S. 38 ff. 43. 122; Der 
Ursprung d. deutsch. Stadtverf. S. 79 ff., bes. S. 81 Note 2. 

^) Die Entstehung d. deutsch. Städtewesens, S. 92 ff. 

') Zur Entstehung d. deutschen Städteverf.; Conrads Jahrbücher 
für Nationalökon. u. Stat., IH 8, S. 808 ff. 

*) a. a. 0. S. 11, obwohl es ihm offenbar nicht ganz geheuer dabei ist, 
da er S. 7 der Stadt die gemeine Mark (Almende) abgesprochen hat; S. 12 ff. 
behauptet er überdies die parochiale Einheit der Stadt. 
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Stücke Etwas gehabt haben ohne dass es möglich wäre, über 
Art, Grund und Zeit ihres Ursprunges und Zusammenschlusses 
Genaueres festzustellen, womit Lau sich resigniert beschied:») 
— dies Alles sind müssige Erörterungen angesichts nicht 
der Wahrscheinlichkeit trotz mangelnder urkundlicher Be- 
glaubigung,2) sondern im Gegenteil der inneren Unmöglichkeit, 
ihre ursprüngliche Autonomie gegenüber, ihre zeitliche Priorität 
vor der städtischen Gesamtgemeinde und -behörde anzunehmen. 
Von der Geschichte der parochialen Amtleutekorporationen 
selbst aus hat gegen Liesegang schon E.Kruse dieselben 
vielmehr als „verhältnismässig späte" Nachbildungen des alt- 
städtischen zentralen Schöffenkollegs erwiesen. 3) 

Für die allgemeine Stadtgeschichtsforschung hat G. von 
Below die Sondergemeindetheorie fruchtbar zu machen sich 
bemüht. Seine Landgemeindetheorie, die mit ihrer scharf- 
sinnigen Beweisführung grundsätzlich die Neugründungen in 
den Vordergrund stellt, ^) bedeutet die folgerichtigste und ein- 
seitigste Ausprägung des die gesammte Forschung beherr- 
schenden Grundgedankens, dass „die rechtlichen Verhältnisse 

*) Das SchöffenkoUegium des Hochgerichts zu Köln bis z. J. 1396; 
Westd. Zeitschr. XIV (1895) S. 187, wonach der Zeitpunkt vor der Ein- 
beziehung der beiden Vorstädte Niederich u. Airsbach in den altstädtischen 
Mauerring liegen soU, weil dieselben keine Vertretung in der „Central- 
leitung'^ gefunden haben. Demnach müssten die Parochialbehörden und 
Sondergemeinden doch eine Spezialität der Altstadt gewesen sein, was die 
These von ihrem originalen Ursprung nicht gerade empfiehlt. Femer cf. 
Lau, Entwicklung S. 74. 79 ff. 160 ff. 163 ff. 169 ff. Mit der Unbestimmtheit 
eines Diplomaten entscheidet sich Hegel, Hist. Zeitschr. 82 (N. F. 46) 
1898, S. 132 für „Anschluss der Einzelgemeinden an die erste Central- 
behörde der Altstadt, die eben das Schöffenkollegium war." Was heisst 
das? Einfach von „Gemeindebehörden" redet Uhlirz, Mitteil, des Österr. 
Inst. XX, S. 117, der sich übrigens ebenso unbestimmt wie Hegel hält, 

2) Lau, Entwicklung S. 74. 162. 

») Die Kölner Richerzeche: Sav. -Zeitschr. IX (G.Abt.) S. 191 ff. 
201 bis 209. Dass er trotz allen anerkannten Scharfsinns keinen Anklang 
damit gefunden hat, liegt in seiner Unfähigkeit, vom Boden der her- 
kömmlichen Lehre aus die gesamtstädtische Grerichtsorganisation, namentlich 
das Schöffenkolleg, urkundlich sicher zu erklären. Der gleiche Grund hat 
aber auch seine Gegner (v. Below, Varges, Lau) verhindert, über mehr 
als Vermutungen hinauszukommen. 

*) In Betracht kommen die beiden Aufsätze „Zur Entstehung der 
deutschen Stadtverfassung, I u. 11"; Histor. Zeitschr. 58 u. 59 (N. F. 22 u. 23) 
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der Städte sich ursprünglich in nichts von denen des platten 
Landes unterschieden". S^^ verhält sich zu der Theorie von 
Maurers^) ungefähr wie die Heuslers zu der Arnolds. 
Dass aber auch sie sich Köln gegenüber in einer misslichen 
Lage befindet, mag sie nun ausgehen von den Sondergemeinden 
oder vom Ursprung der zentralen Stadtgerichte, hinsichtlich 
deren sie Arnolds Ansicht (oben S. 361) teilt, wird nach dem 
soeben Gesagten klar sein. Im Allgemeinen sei erst seit dem 
11. oder 12. Jahrhundert das Bewusstsein einer rechtlichen 
Eigentümlichkeit der Stadt erwacht») Für Köln aber wird 
wegen des lange vorher bereits vorhandenen Schöffenkollegs 
die Möglichkeit zugegeben, dass die Altstadt schon „von 
jeher einen besonderen Gerichtsbezirk gebildet" habe.^) Wie 
sich damit die Annahme einer Priorität der originalen Sonder- 
gemeinden chronologisch vereinigen soll, sagt von Below 
nicht. Ebenso ist er auch all' den Fragen ausgewichen, die 



von 1887/8; „Die Entstehung der deutschen Stadtgemeinde" 1889; „Der 
Ursprung der deutschen Stadtverfassung" 1892 ; „Das ältere deutsche Städte- 
wesen und Bürgertum" 1898 (= Monographien zur Weltgeschichte. VI). 

*) H. Zeitschr. 58, S. 222; ehenso Stadtgem. S. 1 (Eingang des Buches): 
„In der älteren deutschen Zeit gah es nur Landgemeinden"; Stadtverf. 
S. Vni u. 89 : „Zur Entstehungszeit der Städte war ganz Deutschland mit 
einem ganzen Netz von Landgerichten bedeckt"; unter dem Einfluss von 
G. Kaufmann, Zur Entstehung des Städtewesens. I (Ind. lect. Monast.) 
1891, S. 6 und J. Fritz, Deutsche Stadtanlagen. Progr. Strassh. 1894, 
S. 13 etwas modifiziert Städtewes. S. 3 , dass „die Eömerstädte im that- 
sächlichen u. wirtschaftlichen Sinne, wenngleich nicht im rechtlichen — 
rechtlich waren sie ja jetzt nichts als einfache Dorfgemeinden — immer 
Städte geblieben" seien. 

*) Zu seiner Definition der Stadt Hist Zeitschrift 59 , S. 196 , Note 2, 
die er mit Planck, Gerichtsverfahren I, S. 21 dem Ssp. entnimmt, (be- 
festigtes, mit einem Markt versehenes Dorf) s. oben S. 31, Note 4 zu S. 30. 
Uhlirz, Mitteilungen des Österr. Instituts XY, S. 492 bemerkt dazu, dass 
der Markt unwesentlich, um so wesentlicher die „Ausscheidung aus dem 
Landgericht" sei. 

») H. Zeitschr. 59, S. 200— 237 ; Stadtgemeinde S. 3; Stadtverf. S.82ff., 
bes. S. 86 ; Handwörterb. d. Staatswiss. 11, S. 790. 

*) Stadtgem. S. 45 u. 53. Nach S. 43 ist die Existenz der Kölner Ge- 
samtgemeinde erst 1149 beglaubigt; ich kann das nicht mit der Bemerkung 
S. 3 reimen, dass die Stadt „sowohl begrifflich wie historisch zuerst Ge- 
meinde, erst dann Gerichtsbezirk" und das umgekehrte Verhältnis „un- 
möglich" gewesen sei. 
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sich an das Verhältnis der Stadt Köln zum Kölngau knüpfen, i) 
Und flüchtig geht er über die Burggrafen hinweg, denen ganz 
allgemein er mit Waitz^) ausser der Stadt einen ländlichen 
Gerichtsbezirk zuspricht. Das Burggrafengebiet ist ihm also 
nur eine Vorstufe zur Stadt. ^) Aber auch ihm ist der Erz- 
bischof der Herr des öffentlichen Gerichts, der Landesherr 
von Köln. 4) 

Das Gleiche gilt von Fr. Keutgens „Untersuchungen 
über den Ursprung der deutschen Stadtverfassung" (Leipzig 
1895). Auch Keutgen leugnet den Zusammenhang zwischen 
Burggrafschaft und Stadtgerichtsbezirk (S. 29 Note 6 zu S. 28). 
Er behauptet auch nicht geradezu die stadtgerichtsbezirk- 
bildende Bedeutung der Ottonischen Privilegien (S. 23 ff., bes. 
28 f.) ; wohl aber, dass es bei ihnen allen sich um Stadtgerichts- 
bezirke handele, deren ältere durch Zerkleinerung (von Gauen?) 
entstanden, die übrigens zwar „im Allgemeinen", aber nicht 
„prinzipiell" auf die Mauern beschränkt seien (S. 26 und 27 
Note 1).^) Dass sie nicht an Köln als die bedeutendste der 
älteren Städte anknüpfen, hat schon II gen (vom Standpunkte 
der Exemtionstheorie aus freilich nicht konsequent) als einen 
Mangel empfunden, ß) 



') Stadtverf. S. 90, Note 2 rubriziert er Köln und Straasburg unter den 
„sehr alten Städten", in denen das Stadtgericht vielleicht unmittelbare 
Fortsetzung des Landgerichtes gewesen sei und sich „gewissennassen ein 
vorhandener öffentlicher Gerichtsbezirk ganz mit städtischem Leben" „er- 
füllt" habe. Welches aber ist der „Bezirk"? Nur die Altstadt? Nach 
Stadtgem. S. 45, N. 134 hatten auch die Vorstädte eigene Schöffenkollegien. 
— Dass für den nämlichen Gedanken schon Gaupp Baum lasse, habe ich 
oben S. 19 erörtert. 

2) DVG. Vn, S, 42. 

*) Hist. Zeitschr. 59 , S. 210f.; Note 3 nimmt er „FäUe, in welchen 
der Titel Burggraf eine ganz spezielle Verwendung findet'', aus. Ob er 
ausser Strassburg auch Köln dazu rechnet, hat v. B. nicht bemerkt; ich 
bezweifle es in Anbetracht dessen, was er gleich danach über den Strass- 
burger Vogt sagt, sowie dass in dem ganzen Abschnitt über den Stadt- 
richter S. 221 — 227 vom Burggraf nirgends die Rede ist. 

*) Stadtgem. S. 41. 

*) cf. auch schon Gott. Gel. Anz. 1893, S. 545. Gegen K. cf. vor Allem 
die Bez. von Des Marez, Deutsche Litt- Ztg. 1897, Sp. 1222 f. Die Otton. 
Priv. soUten damit endgültig beseitigt sein. 

«) Hist. Zeitschr. 77 (N. F. 41), S. 100 u. 104. 
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Im Gegensatz zu vonBelow geht zwar die Marktsrechts- 
theorie E. Sohms (Die Entstehung des deutschen Städtewesens. 
Leipzig 1890) wieder von den Kömerstädten, an erster Stelle 
von Köln, als den „Mutterorten deutschen städtischen Wesens" 
aus (S. 13. 19), ohne jedoch das Verhältnis der Burggrafachaft 
Köln zur Stadt anders zu beurteilen. Während der Burggraf 
noch 1169 oder später in einem über das eigentliche Stadt- 
gebiet hinausgehenden Bezirk „nicht bloss über Bürger" und 
nur nach Landrecht urteilte (S. 76 ff.), bildete die Königsburg 
Köln wie alle Römerstädte in geschichtlich nicht mehr er- 
kennbarer Zeit (S. 13) für ihre Stadtfreiheit „neben dem 
überlieferten Land- und Hofrecht" auf ihrem neustädtischen 
Marktbezirke am Rhein (S. 20) „aus eigenen Kräften^) das 
Weichbildrecht", d.h. das Recht des ständigen Marktes, das 
Markt- (Burg-) oder Stadtrecht, mit der Marktgerichtsbarkeit 
eines Centenars oder Schultheissen aus (S. 54ff. 64 ff. 71 ff.), 
um es dann von Innen heraus, von der ummauerten, aber 
marktfreien Altstadt (Burg) her, auf andere Aussenbezirke, 
wie 1154 auf die S. Pantaleonsvorstadt, 3) weiter zu übertragen 
(S. 21 Note 22). 4) 

Damit verträgt sich aber sehr schlecht die Annahme 
(S. 76), der Burggraf habe im mdidum de hereditatibus „über 
das zu Weichbildrecht besessene Erbe" geurteilt. In diesem 
Falle muss er doch auch nach Weichbildrecht geurteilt haben, 
d. h. nebenher noch Stadtrichter gewesen sein, als welcher doch 



1) Vorher bereits die ebda S. 14, Note 11/12 genannten Arbeiten R. 
Schröders und A. Schultes, die ich hier als weniger typisch tiber- 
gehen kann. 

*) Das erinnert sehr an Arnolds „von selbst" (oben S. 23). Beides 
sind nichtssagende Füllworte „wo Begriffe fehlen". 

») Lac, ÜB.I, Nr. 380, S.263 = Qu eilen I, Nr. 67, S.542f.; darüber 
Näheres unten im IV. Abschnitt. 

*) Den giTindlegenden Widerspruch der ganzen Theorie, dass die 
„ausserhalb des eigentlichen Stadtrings" liegenden Marktansiedelungen der 
Kaufleute das Stadtrecht der Xönigsburg (Altstadt) erzeugt haben soUen 
(S. 20), hat bereits J. G. Kuntze, Die deutschen Stadtgründungen oder 
Römerstädte u. deutsche Städte im MA. 1891, S. 68 f. aufgedeckt. Gegen 
die auch von Keutgen a.a.O. S. 81 aufgenommene Gleichsetzung von 
Stadtrecht (Burgrecht) u. Marktrecht (Weichbild), cf. bes. S. Rietschel, 
Markt u. Stadt S. 178. Ähnlich Des Marez a. a. 0., Sp. 1223. 
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nach dem Weistum von 1169 der bischöfliche Vogt-Schultheiss 
in Anspruch genommen wird. Urteilte dagegen der Burggraf 
über Kölner Grundbesitz nach Landrecht (S. 78), so kann 
Köln noch gegen Ende des 12. Jahrhunderts kein Weichbild- 
recht gehabt haben. Vielleicht ist es dann — nie Stadt ge- 
worden ! 

Und doch steht es ausser Frage, dass das Kölner Recht, 
die Kölner Stadtfreiheit für so viele, ja für die meisten Städte 
neueren Datums das Vorbild abgegeben haben! Schon Eich- 
horn hat diesen Zusammenhang bemerkt, ^) Niemand ihn ge- 
leugnet, wenn auch Gaupp^) und Hegel*^) eine unmittelbare 
Übertragung für unbeweisbar hielten.*) Gerade auch die 
Vertreter der Marktrechtstheorie haben das ius Coloniae mit 
Vorliebe als Eideshelfer herangezogen. Aber sie wollen nicht 
eigentlich das Kölner Stadtrecht darunter verstanden wissen, 
sondern nur ein allgemeines berufsständisches Sonderrecht, 
das Kaufmannsrecht (ins aequum) im Gegensatz zum Volks- 
oder Landrecht (ins strictum)^) 

Dagegen darf nun aber zunächst, ohne der kommerziellen 
Bedeutung des mittelalterlichen Köln zu nahe zu treten, wohl 
die Frage aufgeworfen werden, ob nicht eher in den Städten 
Südfrankreichs und der Lombardei mit ihrem hochentwickelten 
Geschäfts- und Geldverkehr ein solches Kaufmannsrecht 
ausgebildet worden wäre, dessen Rezeption zumal für die 



Zeitschr. f. gesch. RW. U, S. 236 ff. (Magdeburg). 

^) Deutsche Städtegrttndung S. 83ff., 87 ff. u. 96 (Magdeburg, Soest 
u. zähringische Städte). 

8) Ital. Städteyerf. 11, S. 420 u. 459 (Magdeburg, Soest) ; Hist. Zeitschr. 
XXIV, S. 18 f. (flandrische Städte, Frankfurt a. M., Ulm, Aachen, Trier). 

*) Sehr scharf betont Lambert a. a. 0. n, S. 4 den vorbildlichen 
Charakter der Kölner Verhältnisse. II gen, Hist. Zeitschr. 77 (1896), S. 105. 

*) Schon Beseler, Volksrecht u. Juristenrecht. 1843, S. 229; dann 
Hegel, Ital. Städteverf. 11, S. 410, dessen Argumentation, die Kölner Ver- 
fassungszustände seien zu verwickelt gewesen, um sich zur Übertragung 
zu eignen, ganz willkürlich ist. Von Neueren: H. Maurer, Krit. Unter- 
such, d. ältesten Vfgsurk. d. Stadt Freiburg i. Br. : Zeitschr. f. d. Gesch. d. 
Oberrh. N.F. I (1886), S.193; Gothein, Wirtschaftsgesch. d. Sehwarzw. I, 
S. 9; Heusler, Krit. Vierte^ahrsschrift für Gesetzgebung und Eechts- 
Wissenschaft N. F. XIV (1891), S. 182f.; bes. Bietschel, Markt u. Stadt, 
S. 194. 

4 
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zähringischen Städte^) näher gelegen hätte als die des Kauf- 
mannsrechtes der einen niederdeutschen Stadt Köln? 

Allein von einem rein technischen Kaufmannsrecht im 
Sinne eines besonderen Eechtssystemes darf wohl für das frühere 
Mittelalter mit seinen verhältnismässig einfachen Eechts- und 
Kulturverhältnissen überhaupt nicht geredet werden. 2) Nur 
die Kirche hat ihr eigenes Eechtsleben. Die bürgerliche Ge- 
sellschaft sieht sich lediglich auf das öffentliche Stammes- 
oder Volksrecht angewiesen. 3) Gewiss, das kaufmännische 
Gewerbe hat gewohnheitsmässig eine Keihe neuer Kechts- 
normen geschaffen; es hat auch, soweit es für seine Zwecke 
nötig war, einen Ausgleich der verschiedenartigen Bestim- 
mungen und Grundsätze der Stammesrechte herbeigeführt. 
Aber dieses kaufmännische Gewohnheitsrecht (Privatrecht) 
und das öffentliche Kecht schliessen einander darum keines- 
wegs aus.^) 

Unter diesem Gesichtspunkt betrachtet kann das Kölnische 
Eecht, soweit es Privatrecht {ius et lex civilis)^) ist, zweifels- 
ohne auch kaufmännisches Gewohnheitsrecht gewesen sein: 
gerade auch im 12. Jahrhundert, zur Zeit des Freiburger 



^) Freiburger Stadtrecht § 5 (Zeitschrift f. d. Gesch. d. Oberrh., 
N. F. I, S. 194 = Altmann u. Bernheim, Ausgew. Urkk., 1. Aufl. 1891, 
S. 211); Berner Handfeste §5 (Gaupp, Deutsche Stadtrechte ü, S. 45); 
Diessenhofener Handfeste §6 (Gengier, Cod. iur. munic. I, S. 762). 

*) Auch hier gilt Seeligers Warnung („Volksrecht u. Königsrecht": 
Histor. Vierteljahrsschr. 1898 , S. 4) , „mit allzu hohen und daher falschen 
juristischen Forderungen an die früheren Zeiten heranzutreten". 

8) Bezüglich der Form der mittelalterlichen Gerichte hat schon 
Eichhorn, Zeitschr. f. g. RW. I, S. 170, die gleiche Bemerkung gemacht. 
Vgl. auch die trefflichen Ausführungen bei von Below, Stadtverf., S. 86ff*. 
gegen das Markt -Stadtrecht. 

*) Erst von hier aus wird die bekannte Stelle aus Notkers des 
Deutschen (f 1022) Boethiuskommentar (bei Piper, Germanischer Bücher- 
schatz. Vni 1, S. 69) recht verständlich. Übrigens nimmt auch Keutgen 
a. a. 0. S. 214 nur „einen gewissen Gegensatz" zwischen kaufmännischem 
Gewohnheitsrecht u. pürgreht an. Die Basis bleibt zweifellos das Letztere, 
was auch Ei et sehe 1 (a.a.O. S. 173, trotz S. 190 ff.) einmal richtig bemerkt 
hat. Eine treffliche Darstellung des Verhältnisses von öffentlichem Landes- 
recht und städtischem Privat- (Gewohnheits-) Recht findet sich schon bei 
Gaupp, Städtegründung, S. 79 ff. 

«^) Quellen I, Nr. 51, S. 515, 1142. 
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Stadtrechts, wo die Kaufleute gewiss schon die Mehrzahl der 
kölnischen Bevölkerung ausgemacht haben werden. Keines- 
falls aber ausschliesslich und am wenigsten im Sinne eines 
besonderen Rechtssystems. Auch das Freiburger Recht redet 
nicht ausschliesslich vom Gewohnheitsrecht der Kölner merca- 
toreSji) sondern vom „consuetudinarium et legitimum ius'^. 

Worin liegt nun der Kern dieses ,,ius Coloniense (Coloniae 
tirbis)^? Es heisst dem Wortlaut Zwang anthun, wenn man 
darunter etwas Anderes verstehen will als die Summe aller 
der Vorrechte, deren sich die Stadt Köln und ihre Bürger 
insgemein erfreut haben. Das ist die Auffassung, die man in 
Köln selbst davon gehabt hat. Dort verbinden die Urkunden 
und Schreinseintragungen mit dem Begriff des „ins Coloniensis 
urbis'', des „ius civitatis Coloniensis'^, des „ius civile (dviumY 
oder ^urlale (urbis)^ nie den Gesichtspunkt des spezifisch 
kaufmännischen Gewohnheitsrechtes. 2) Vielmehr ruht der 
Nachdruck durchaus, ohne Unterschied eines besonderen Berufs- 
standes, auf den Beziehungen des Bürgers zum Grundbesitz 
und dem öffentlichen Gericht und den sich daraus ergebenden 
öffentlichen Pflichten und Rechten. '^) Ja, den Schreinsurkunden 
Kölns wie den Römerstädten überhaupt ist ein besonderes 
Kaufmannsrecht, ein „ins fori^,*) und, wie ich hinzufügen will, 
ein Weichbildrecht geradezu unbekannt. 



*) Über die Bedeutung des Wortes „mercator^^ im Freib. Stadtrecht 
(== bwgenses, Bürger überhaupt) vgl. Hegel, Neues Archiv XVin (1893), 
S. 219; Waitz, VG. VI, S. 357; v. Below, Stadtverf., S. 45; Uhlirz, Mitt. 
d. Ost. Inst. XV, S. 534; Eietschel, a. a. 0., S. 141. 

2) Lac, UB.I, Nr. 399, S. 276, 1159 = Quellen I, Nr. 74, S. 551; 
Lac. n, Nr. 357, S. 188, 1250; Quellen I, Nr. 51, S.514f., 1142; H, Nr. 48, 
S. 58, 1215; Kölner Schreiusurkk. des 12. Jhdts., hgg. von R. Hoeniger 
(= Publikationen der Gesellsch. f. Rhein. Geschichtskunde. I. 1884) : Laur. 2, 
1 14; Ger. 3, V la und b; Apost. 1, VIII 1, 3, 4—6 u. s. w. 

8) Lambert a.a.O. n, S. 191; Lau, Entwicklung S. 343; Hoeniger, 
Schreiusurkk. n2, S. 300 s. v. „civile it«s"; Liesegang, Sondergem. S. 20. 

*) Riet sehe 1, a. a. 0., S. 149. 177. Nur bei Lamb. ann. z. J. 1075 
(MG. SS. V, S. 240) finde ich „quo dam iure fori^y als Recht des freien 
Bürgers im Gegensatz zum „iugum ecclesiasticae servitutis^ der Kölner 
Kirche. Dagegen streitet natürlich nicht MG. DO IH. Nr. 357, S. 786, 1000 
(für Heimarshausen) mit dem Verweis auf die, „qui MoguntiaCf Coloniae 
et Trotmanniae negotium exercent^, da hier auch auswärtige Kaufleute 
inbegriffen sind. 

4* 
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Schon der enge Zusammenhang, in dem das „ius Colo- 
niense (civile, urbale, generale) " mit den solennen Auflassungs- 
formen des Grundbesitzes vermittelst der sala vor öffentlich 
beglaubigten Personen steht, ^ zeigt, dass wir es in der That 
mit öffentlichem, fränkischem Recht zu thun haben. Wird 
also das Kölner Recht für andere Städte als Vorbild hin- 
gestellt, so handelt es sich um dasjenige öifsutliche Recht, 
wie es in der civitas Köln allein oder doch jedeniiills in be- 
sonderem Masse auf Grund gewisser Besonderheiten zur Ai^s- 
bildung gelangt und Stadtrecht ^) geworden ist. 



Es ist, als hätte die Marktrechtstheorie mit der Ver- 
kennung dieses Sachverhaltes noch ein Mal die ganze Hoff- 
nungslosigkeit ausdrücken wollen, die seit beinahe hundert 
Jahren auf der Forschung über den Ursprung der deutschen 
Stadt Köln und ihrer Verfassung und damit über den Ursprung 
des deutschen Städtewesens und der deutschen Stadtverfassung 
überhaupt lastet. Noch ein Mal leuchtet das paradigmatische 
„ Kölner Recht " meteorgleich am Himmel der Städtegeschichte 
auf, um alsbald wieder als eine färb- und im Ganzen be- 
deutungslose Erscheinung in dunkler Nacht zu verschwinden. 

Die Forschung über die Anfänge Kölns ist — mit Be- 
dauern muss man das feststellen — seit Eichhorn kaum 
einen Schritt vorwärts gekommen. Nur dichter ist das Ge- 
strüpp, pfadloser die Wildnis geworden, in die der Begründer 
der deutschen Rechtsgeschichte alle seine Nachfolger geführt 
hat. Nirgends bietet sich ein freier Blick in das Spiel der 
Kräfte, die der deutschen Stadt Köln und dem mittelalter- 



Schreinsurkk. Scab. 1, II; Mart. 2, 113; 1116; Nied. 10, XI22; 13, 
m 11; Lac, ÜB. I, Nr. 399, S. 276, 1159; H, Nr. 748, S. 443, 1281; Nr. 1054, 
S. 620, 1300; cf. auch Lisegang, Zeitschr. d. Sav.-Stift. XI (G. Abt.), S.25. 

*) Mit dem Grundsatz der Selbstverwaltung; cf. Treib. Stadtr. § 5; 
dazu Hegel, Entsteh, d. deutschen Städtewesens. 1898, S. 153. Dies Buch 
kann ich stiUschweigend übergehen, da es wesentlich Neues nicht beibringt, 
wie ich schon S. 39 , Note 2 erwähnt habe. — Nachträglich bemerke ich, 
dass ich mich mit dieser Erklärung des § 5 im Freib. StB. in Überein- 
stimmung mit Frensdorff , Die Stadt- und Gerichtsverfassung Lübecks im 
12. u. 13. Jahrb., 1861, S. 52 Note 5 und Uhlirz, Mitth. XVI, S. 534 befinde. 






3 • 



• • k • ' 

^ • • t n 

S • • • 






— 53 

liehen Städtewesen Deutschlands zum Dasein verholfen haben. 
Schmerzlicher Resignation hat bei einem gewissenhaften 
Forscher wie Fr. Lau (Entwicklung der kommunalen Ver- 
fassung und Verwaltung der Stadt Köln bis zum Jahre 1396. 
Gekrönte Preisschrift der Mevissen - Stiftung. Bonn 1898) die 
Hoffnungsfreudigkeit Platz gemacht, die im Ganzen doch noch 
aus den vorhergehenden Schriften auch der letzten Jahrzehnte 
spricht, so sehr sie auch unter dem Druck der Hochflut von 
Hypothesen immer mehr zu an sich gewiss verdienstvollen 
Untersuchungen ganz spezieller Art herabgestimmt worden ist.^) 
Erst mit dem 12. Jahrhundert setzt die schöne Mono- 
graphie ein. Die ganze vorhergehende Zeit der deutschen Stadt 
Köln liegt vor dem Verfasser wie ein Buch mit sieben Siegeln. 
Sie verschwimmt für ihn in dem Nebelgewölk widerspruchs- 
voller urkundlicher Überlieferung über den Kölngau und seine 
Ausdehnung;*^) über sein Verhältnis zum Gilgau einerseits, 
zur civitas Köln andererseits; über den Grafen des Kölngaus 
und den Burggrafen von Köln. Die Identität von Kölngau 
und Gilgau lehnt Lau mit Hegel ab, 3) Dagegen steht es 
auch 4) ihm fest, dass die civitas Köln zum Kölngau, vielleicht 
nicht einmal als besondere Hundertschaft, gehörte; dass sie 



^) Ich denke hierbei vor Allem an die terminologischen Abhandlungen 
von Hegel, Lateinische Wörter u. deutsche Begriffe: Neues Archiv XVm 
(1893), S.209ff. (bes. „cirtto" S.210ff.), u. von S. Eietschel, Die Civitaa 
auf deutschem Boden bis zum Ausgange der Karolingerzeit. 1894 (bes. 
S. 59: Köln im Kölngau; S. 94: der comes Coloniensis von 849 Graugraf des 
Kölngaus). Die Ergebnisse dieser fleissigen Schrift sind zum grossen Teil 
ganz u. gar verfehlt, wie ich des Näheren demnächst darzulegen gedenke. 
— i^uch. dess. Vfs. „Markt u. Stadt" 1898 kann hierher gezählt werden: 
m. E. die beste Schrift überhaupt, die bisher über das Städtewesen im AU- 
gemeinen geschrieben worden ist. 

*) Mit Sicherheit sollen sich nur einige Orte „in nicht allzu grosser 
Entfernung" von Köln als Gauorte erkennen lassen (S. 4). So viel hat die 
Einfügung Horrems aus den „2 oder 3 Stunden" Hegels (oben S. 38) 
gemacht! 

») Lau, S. 4 Note 1 verlangt dafür „erst bessere Beweise" als die 
eine Urkunde — EB. Bruns I. von 962 Dez. 25. Zu solcher Hyperkritik 
führt die historische Befangenheit. Das Gegenstück dazu liefert Eietschel, 
Civitas S. 75 ff. 

Vor ihm cf. noch L. Korth, Köln im Mittelalter: Annalen des 
Niederrh. H. 50(1891), S. 6j Hegel, Städte u. Gilden der germanischen 
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erst unter und von den Ottonen daraus gelöst wurde; dass 
ihr Burggraf der zuerst 1032 nachweisbare *) bischöfliche 
Stadtrichter neueren Datums und an die Stelle des früheren 
Kölngaugrafen getreten ist (S. 5). Alle anderen Ansichten 
Laus über die Kölner Verfassungsentwickelung und Ver- 
fassungsinstitute ergeben sich daraus von selbst. 2) 

Damit haben wir den neuesten Standpunkt der Wissen- 
schaft gewonnen. Mit gleichem Rechte könnte man sagen: 
den ältesten Standpunkt. Denn wenn je einmal ein Forscher 
auch unserer Tage wieder versucht hat, den Schleier zu lüften, 
der über der Urgeschichte Kölns ruht'O — immer wieder sind 
es im Grunde nur die alten Zweifel, die alten Hypothesen, 
die alten Kombinationen, denen er von jenem „neuesten" 
Standpunkte aus ins Gesicht sieht. Das ist der Fluch des 
Dogmas in der Historie. 



Völker im MA. H (1891), S. 323ff., 358. Auch R. Schröder, DRG.^ 1898, 
S. 121 (mit Note 10) -124, 143 ft'., 501 ff., 612 ff., 617 ff. bringt in den für 
uns in Betracht kommenden entscheidenden Punkten nichts Neues. 

*) Udalri(yu8 urbis praefectus: Lac. ÜB. I, Nr. 167, S. 104, wohl viel- 
mehr V. J. 1033, Aug. 6, wegen ind. I; 1032 hat ind. XV. Vgl. auch Hegel , 
Chron. Xn, S. XXHI, Note 5. 

3) In das „uneingeschränkte Lob", das die Kritik (cf. Hegel, Hist. 
Zeitschr. 82, 1898, S. 129ff.; Knipping, Westd. Zeitschr. 18, 1899, S.77ff.) 
dem Buche gespendet hat, kann ich daher doch nur sehr mit Vorbehalt 
einstimmen. Über der gewiss „trefflichen DarsteUung" der Thatsachen 
von etwa 1200 ab vernachlässigt Lau durchaus die Frage nach den Ur- 
sachen in der früheren Periode: u. darum handelt es sich doch gerade bei 
der ganzen Kölner und allgemeinen Stadtgeschichtsforschung. 

8) Die Abschnitte in der oben S. 40, Note 3 angeführten wenig späteren 
Schrift Hansens, S. 3, 9 ff. über die Zustände in Köln „um das Jahr 950 
n. Chr.^' wären besser ungedruckt geblieben: es sind fast Ennensche 
Phantasie - Kombinationen. 



